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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf das am 
13. Mai 1996 vom brasilianischen Präsidenten 
Cardoso vorgestellte „Nationale Menschen- 
rechtsprogramm", das eine Verfassungsände- 
rung sowie rd. 160 konkrete Maßnahmen vor- 
sieht, die insbesondere zum Ziel haben, die ver- 
breitete Straffreiheit für Verletzungen der Men- 
schenrechte abzuschaffen, und welche men- 
schenrechtsbezogenen Projekte fördert die Bun- 
desregierung in Brasilien? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 8. August 1996 

Mit der Vorlage des Nationalen Menschenrechtsplans durch Staatspräsi- 
dent Cardoso am 13. Mai d. J. folgt Brasilien als erstes Land Latein- 
amerikas einer Empfehlung der VN-Menschenrechtskonferenz in Wien. 
Die Bundesregierung begrüßt diese Initiative als wichtigen Schritt hin zu 
einem umfassenden Schutz der Menschenrechte in Brasilien. Sie teilt inso- 
fern die Einschätzung der Initiative durch Amnesty International, Human 
Rights Watch sowie führender brasüianischer Menschenrechtsvertreter 
und sieht in dem Plan darüber hinaus einen Beweis für den Erfolg ihrer 
langjährigen Bemühungen um die Einführung der Menschenrechts- 
thematik in die internationale Agenda. 

Bei dem Nationalen Menschenrechtsplan handelt es sich um ein Aktions- 
programm, das noch Schritt für Schritt auf dem Wege der Gesetzgebung 
und z. T. der Verfassungsänderung umgesetzt werden muß. Dabei müssen 
die beiden Kammern des brasilianischen Parlaments, die Justizorgane 
und nicht zuletzt die Bundesstaaten einbezogen werden. Es wird eines 
starken politischen Willens bei allen Beteiligten bedürfen, um die notwen- 
digen Maßnahmen in angemessener Zeit umzusetzen. Im übrigen ist 
daran zu erinnern, daß auch die praktische Durchsetzung gesetzlicher 
Vorschriften immer wieder auf Probleme stößt. 

Der Nationale Menschenrechtsplan spricht nach Einschätzung der Bun- 
desregierung die entscheidenden Defizite beim Schutz der Menschen- 
rechte in Brasilien gezielt an, insbesondere die fehlende Rechtssicherheit 
und die unzureichende Strafverfolgung der Täter. 

Defizite beim Schutz der Menschenrechte berühren in der Regel dem 
Kernbereich staatlicher Souveränität zuzuordnende Bereiche wie Polizei, 
Jutiz und Strafvollzug. Der Einfluß, den Projekte im Rahmen der zwischen- 
staatlichen Entwicklungszusammenarbeit bewirken können, wird durch 
ausgeprägte Empfindlichkeit und hohes Souveränitätsbewußtsein in die- 
sem Bereich begrenzt. Dennoch werden derzeit mehrere menschenrechts- 
bezogene Projekte in Brasilien durchgeführt. In erster Linie ist dabei das 
Programm zur Demarkierung von Indianergebieten im Rahmen des Tro- 
penwald-Pilotprogramms mit einem Volumen von ca. 30 Mio. DM zu nen- 
nen. Menschenrechtsrelevanz besitzen auch eine Reihe von aus Bundes- 
mitteln geförderten Projekten der Kirchen bzw. der politischen Stiftungen, 
z. B. Cemina (Frauenradioprogramm in Rio de Janeiro), Crioula (Bera- 
tungs- und Bildungszentrum für schwarze Frauen), „Umwelt und Demo- 
kratie" (gesellschaftspolitische Bildungsmaßnahme), Förderung von 
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Selbsthilfegruppen, Unterstützungsprogramme für die nationale Straßen- 
kinderbewegung, Rechtshilfe- und Sozialprogramme, Programme zur 
Durchsetzung von Rechtssicherheit in Jo-o Pessoa und Recife, Programme 
zur Legahsierung besetzter Gebiete in acht Armenvierteln, ländliches 
Frauenentwicklungsprogramm, Programme zur Unterstützung von India- 
nervölkern in Ji-Paranä und Rio Branco, CIMI-Indianerbetreuungspro- 
gramm in Nordostbrasilien, Programm zur Unterstützung der Schwarzen- 
bewegung sowie eine Anzahl weiterer Projekte, vor allem im Bereich 
Frauen- und Minderheitenförderung. 


2. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über die Situation in russischen Waisenhäu- 
sern und Behindertenheimen vor, und welche 
Möghchkeiten sieht die Bundesregierung für 
humanitäre Hilfsmaßnahmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 7. August 1996 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Lage in russischen Waisenhäu- 
sern und Behindertenheimen in vielen Fällen besorgniserregend ist. Die 
Situation der dort untergebrachten Kinder (Vernachlässigung, Unterer- 
nährung, soziale Isolation, Trennung von der Familie) erfüllt in zahlrei- 
chen Fällen nicht die menschenrechthchen Mindestanforderungen des 
Internationalen Übereinkommens über die Rechte des Kindes von 1989. 
Der Grund für die schlechten Zustände liegt in der Regel in den mangeln- 
den finanziellen Möglichkeiten dieser Einrichtungen. 

Humanitäre Hilfsmaßnahmen, die aus ausländischen öffentlichen Mitteln 
in russischen Waisenhäusern und Behindertenheimen finanziert werden, 
sind der Bundesregierung nicht bekannt. UNICEF unterhält kein Länder- 
programm mit Rußland und ist nur punktuell mit Einzelprojekten enga- 
giert. Darunter befinden sich derzeit keine Projekte mit Kinderbetreu- 
ungsinstitutionen. Die Bundesregierung setzt sich bereits seit längerem 
für ein stärkeres Engagement von UNICEF in den GUS-Staaten ein. Sie 
hat mit Blick auf die Situation in russischen Waisenhäusern Anfang Au- 
gust gegenüber UNICEF angeregt, die Frage möglicher Hilfsmaßnahmen 
zu prüfen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


3. Abgeordneter 

Volker 

Kauder 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob in Deutsch- 
land Embryonen tiefgefroren lagern, und wenn 
ja, wie sind diese Embryonen vor Mißbrauch ge- 
schützt? 
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Antwort des Staatssekretärs Heinz Lanfermann 
vom 13. August 1996 

Ziel des am 1. Januar 1991 in Kraft getretenen Embryonenschutzgesetzes 
(ESchG) ist es u. a., bereits das Entstehen sog. überzähliger Embryonen zu 
verhindern. Dem dienen die in § 1 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 und § 1 Abs. 2 ESchG 
normierten Verbote. So ist es z. B. untersagt, eine Eizelle zu einem anderen 
Zweck künstlich zu befruchten, als eine Schwangerschaft der Frau herbei- 
zuführen, von der die Eizelle stammt (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 ESchG). Auch dürfen 
nicht mehr Eizellen einer Frau befruchtet werden, als ihr innerhalb eines 
Zyklus übertragen werden sollen (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 ESchG). Scheidet jedoch 
eine Übertragung des Embryos, etwa infolge einer Erkrankung oder des 
Todes der Eispenderin aus, wird das Ziel, die Entstehung überzähliger 
Embryonen zu verhindern, verfehlt. In diesen Ausnahmefällen ist zur Si- 
cherung der Überlebenschancen eine Kryokonservierung des Embryos 
erlaubt, die gemäß § 9 Nr. 3 ESchG nur von einem Arzt durchgeführt wer- 
den darf. Entsprechend sieht Nummer 4.2 der einschlägigen Musterricht- 
linie der Bundesärztekammer, die in den meisten Kammerbezirken als 
Berufsrecht gilt, vor, daß eine Kryokonservierung von Embryonen nur in 
Ausnahmefällen zulässig ist, wenn die im Behandlungszyklus vorgese- 
hene Übertragung aus medizinischen Gründen nicht möglich ist (Richtli- 
nien zur Durchführung des intratubaren Gametentransfers, der In-vitro- 
Fertilisation mit Embryotransfer und anderer verwandter Methoden, 
Deutsches Ärzteblatt 93, Heft 7, 16. Februar 1996). 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen dürfte es in 
der Praxis nur äußerst selten zu Kryokonservierung und Lagerung von 
Embryonen kommen. Ein Überblick im einzelnen liegt hierzu nicht vor. 

Das Embryonenschutzgesetz geht davon aus, daß menschliches Leben 
auch in seinem Frühstadium unverfügbar ist. So schützt § 2 ESchG über- 
zählig gewordene Embryonen umfassend vor mißbräuchlicher Verwen- 
dung: Gemäß § 2 Abs. 1 ESchG ist jede Veräußerung, jede Abgabe, jeder 
Erwerb und jede Verwendung eines extrakorporal erzeugten oder einer 
Frau vor Abschluß seiner Einnistung entnommenen Embryos zu einem 
nicht seiner Erhaltung dienenden Zweck ausnahmslos verboten. Gemäß 
Absatz 2 der Vorschrift wird auch bestraft, wer zu einem anderen Zweck 
als der Herbeiführung einer Schwangerschaft bewirkt, daß sich ein 
menschlicher Embryo extrakorporal weiterentwickelt. Dem Schutz des 
Embryos dient ferner das Verbot des Klonens (§ 6 ESchG). § 7 ESchG will 
schließlich verhindern, daß unter Verwendung mindestens eines mensch- 
hchen Embryos Chimären oder auch Hybridwesen aus Mensch und Tier 
erzeugt werden. 


4. Abgeordneter 

Volker 

Kauder 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Präimplantationsdiagnostik - bei der ein in einer 
Retorte gezeugter Embryo noch vor der Schwan- 
gerschaft auf genetische Defekte untersucht 
wird - mit dem Embryonenschutzgesetz verein- 
bar ist, und sieht die Bundesregierung hier ggf. 
Handlungsbedarf? 


Antwort des Staatssekretärs Heinz Lanfermann 
vom 13. August 1996 

Präimplantations diagnostik an einer einem Embryo entnommnenen toti- 
potenten Zelle verstößt gegen § 6 Abs. 1, § 2 Abs. 1 i. V. m. § 8 Abs. 1 
ESchG. Da nach § 8 Abs. 1 totipotente Zellen, die sich unter bestimmten 
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Voraussetzungen zu teilen und zu einem Individuum zu entwickeln ver- 
mögen, Embryonen im Sinne des Gesetzes gleichgestellt werden, fällt 
auch die Abspaltung totipotenter Zellen eines Embryos zum Zweck der 
Diagnostik unter das Verbot des § 6 Abs. 1 ESchG. § 2 Abs. 1 ESchG pöna- 
hsiert ihren diagnostischen Verbrauch; denn die als Embryo geltende 
Zelle wird zu einem nicht ihrer Erhaltung dienenden Zweck verwendet. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


5. Abgeordneter Wie viele ehemalige Wohnungen der Alliierten 

Wolfgang stehen in den einzelnen Berliner Bezirken leer 

Behrendt und aus welchen Gründen? 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 8. August 1996 

Von den vom Bund verwalteten Wohneinheiten der ehemaligen Allierten 
im Westteil Berlins stehen insgesamt 724 leer (Stand: Anfang August 
1996). Darunter befinden sich allein 324 Wohneinheiten, die in Kürze an 
Umzugsbetroffene veräußert werden sollen und die für diesen Zweck frei- 
gehalten werden. Grundstücke mit insgesamt 83 Wohneinheiten sollen im 
Hinblick auf eine höhere baurechtliche Ausnutzung städtebaulich neu 
geordnet werden, d. h. die Wohneinheiten werden entweder abgerissen 
und durch eine größere Anzahl von Neubauwohnungen ersetzt oder die 
Zahl der vorhandenen Wohneinheiten wird durch Zubau erhöht. Auch 
diese neu zu errichtenden Wohnungen stehen sodann den Umzugsbetrof- 
fenen zur Verfügung. 263 Wohneinheiten befinden sich in der Herrich- 
tung, 43 sollen alsbald frei verkauft werden. Bei elf Wohneinheiten steht 
der Bund in Verkaufsverhandlungen mit dem Land Berlin. 

Bezogen auf die einzelnen Bezirke stellt sich die Situation folgender- 
maßen dar: 


Bezirk 

Verkauf 
an Um- 
zugsbe- 
troffene 

Wohn- 

baufläche 

freier 

Verkauf 

Her- 

richtung 

Verhand- 
lungen 
mit Land 
Berhn 

Gesamt- 

zahl 

Charlottenburg 

112 


4 

44 


160 

Reinickendorf 

200 

31 

6 

137 

3 

377 

Spandau 


2 




2 

Steglitz 

1 


2 



3 

Wedding 

8 





8 

Wilmersdorf 


17 

1 



18 

Zehlendorf 

3 

33 

30 

82 

8 

156 

Summe: 

324 

83 

43 

263 

11 

724 
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6. Abgeordneter 
Peter 
Keller 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, um eine mögliche 
massenhafte Einlegung von Rechtsmitteln gegen 
die Höhe des Kindergeldes zu vermeiden, bereits 
jetzt klarzustellen, daß im Falle entsprechender 
Entscheidungen der Rechtsprechung die Be- 
scheide der Kindergeldkassen auch in den Fällen 
korrigiert werden, in denen keine Rechtsmittel 
eingelegt worden sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 7. August 1996 

Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist allein maßgebend, ob der steuerliche 
Kinderfreibetrag das Kinderexistenzminimum, wie es im Bericht der Bun- 
desregierung über die Höhe des Existenzminimums von Kindern und 
Famihenim Jahre 1996 (Drucksache 13/381) festgelegt ist, abdeckt. Nach 
Auffassung der Bundesregierung und der gesetzgebenden Körperschaf- 
ten ist der Familienlastenausgleich verfassungskonform. Die verfassungs- 
rechtlich gebotene steuerliche Freistellung eines Einkommensbetrags in 
Höhe des Existenzminimums eines Kindes wurde bis einschließlich 1995 
durch das Zusammenwirken von Kinderfreibetrag und Kindergeld be- 
wirkt. Seit Januar 1996 wird dieser Forderung durch die alternative Inan- 
spruchnahme von Kindergeld oder Kinderfreibetrag - nach deutlichen 
Anhebungen der Beträge - entsprochen. Das Finanzamt prüft nach Ablauf 
des Kalenderjahres bei der Veranlagung zur Einkommensteuer, ob das im 
abgelaufenen Kalenderjahr gezahlte Kindergeld ausreicht, die gebotene 
Steuerfreistellung zu bewirken. Ist dies nicht der Fall, wird der Kinderfrei- 
betrag abgezogen. Soweit das Kindergeld zur Sicherung einer verfas- 
sungsgemäßen Besteuerung nicht erforderlich ist, dient es der Förderung 
der Famihe. Die Bundesregierung sieht daher zu der von Ihnen angespro- 
chenen Klarstellung keine Veranlassung. 


7. Abgeordneter 

Peter 

Keller 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß 
insbesondere Mehrkinderfamilien durch die 
gegenüber der Gesetzeslage beabsichtigte Ver- 
schiebung der Kindergelderhöhung um ein Jahr 
von 1997 auf 1998 stärker belastet als durch die 
Absenkung des Solidaritätszuschlages - wenn 
überhaupt - entlastet werden und daß sich wegen 
der stärkeren Entlastung kinderloser Bezieher 
steuerpflichtiger Einkommen der Einkommens- 
abstand zwischen Familienhaushalten und kin- 
derlosen Haushalten je Kopf über das Ausmaß 
der Verschiebung der Kindergeldanhebung hin- 
aus vergrößert, und sieht die Bundesregierung 
hier einen Handlungsbedarf? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 7. August 1996 

Die Famihen werden durch die im Entwurf eines Jahressteuergesetzes 
1997 vorgesehene Senkung des Solidaritätszuschlages von 7,5 % auf 
6,5 % in 1997 in erheblichem Umfang entlastet. Bei gleichem Bruttolohn ist 
der Entlastungsbetrag bei Ehepaaren ohne Kinder in der Regel deshalb 
etwas größer, weil die Familien mit Kindern aufgrund der Einbeziehung 
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des Kinderfreibetrages in die Ermittlung der Bemessungsgrundlage für 
den Solidaritätszuschlag weniger Sohdaritätszuschlag zu zahlen haben 
und sich somit bei grundsätzlich gleicher relativer Entlastung eine gerin- 
gere absolute Entlastung ergibt. 

Aus gesamtwirtschaftlichen und haushaltspolitischen Gründen sind wei- 
tere Entlastungen der Famihen durch eine Anhebung des Kindergeldes 
für erste und zweite Kinder von 200 DM auf 220 DM monatlich erst ab 1998 
möglich. Die sich hieraus ergebende Entlastung der Familien wird in der 
überwiegenden Mehrzahl der Fälle noch größer ausfallen als die Entla- 
stung durch die Senkung des Solidaritätszuschlages im Jahre 1997. Dar- 
über hinaus werden die Familien durch die weitere Absenkung des Soli- 
daritätszuschlages auf 5,5 % in 1998 zusätzlich entlastet. 


8. Abgeordneter 
Peter 
Keller 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
zwar für Deutschland insgesamt das finanzielle 
Volumen der 1997 vorgesehenen Kindergeldein- 
sparung etwa dem der Absenkung des Solidari- 
tätszuschlages entspricht, daß aber wegen des 
Einkommensgefälles zwischen Altbundesgebiet 
und Beitrittsgebiet die Privathaushalte in den 
neuen Bundesländern durch die Verschiebung 
der Kindergelderhöhung im Durchschnitt 
wesentlich stärker be- als durch die Absenkung 
des Solidaritätszuschlages entlastet werden, und 
welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 7. August 1996 

Da die Steuerpflichtigen in den alten Ländern durchschnitthch stärker mit 
Solidaritätszuschlag belastet sind als die Steuerpflichtigen in den neuen 
Ländern, werden sie durch die Senkung des Zuschlagsatzes von 7,5 % auf 
6,5 % in 1997 auch durchschnittlich stärker entlastet. 

Bei der für 1998 vorgesehenen Anhebung des Kindergeldes für erste und 
zweite Kinder von 200 DM auf 220 DM monatlich verteilen sich die Steuer- 
mindereinnahmen weitgehend entsprechend der jeweiligen Kinderzahl 
auf alte und neue Länder. 


9. Abgeordneter 

Peter 

Keller 

(CDU/CSU) 


Ist für die Bundesregierung Veranlassung gege- 
ben, das Vorhaben der Verschiebung der Kinder- 
gelderhöhung unter den Aspekten neu zu über- 
prüfen, daß entgegen ursprünglichen Absichten 
die Regelsätze in der Sozialhilfe zum 1. Juli 1996 
um 1 % angehoben worden sind und künftig der 
Nettolohnentwicklung folgen werden, daß die in 
der Sozialhilfe zu berücksichtigenden Miet- 
kosten überproportional gestiegen sind und daß 
die Beitragsbelastung in der Sozialversicherung 
1997 höher ausfallen wird als in 1996? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 7. August 1996 

Die von Ihnen genannten Umstände waren Anlaß für eine erneute Prüfung 
der Fragen. Nach dem Ergebnis der Überprüfung ist eine Verschiebung 
der Anhebung des Kindergeldes und des Kinderfreibetrages um ein Jahr 
von 1997 auf 1998 verfassungsrechtlich nach wie vor vertretbar. 

Zwar ist die Höhe des Kinderexistenzminimums an das Sozialhilfeniveau 
gekoppelt. Der durchschnittliche Sozialhilfebedarf ergibt jedoch u. a, 
wegen der verschiedenen möglichen Berechnungsmethoden nur einen 
Richtwert und keine strikte Vorgabe für den Steuergesetzgeber. Dies steht 
im Einklang mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfGE 91, 93 [114]). 


10. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Welche unterstützenden Maßnahmen beabsich- 
tigt die Bundesregierung in den Fällen der Städte 
Baden-Baden, Rastatt und Bühl bei der Lösung 
der dort durch den Abzug der französischen 
Streitkräfte entstehenden Konversionsprobleme 
durchzuführen, die gleichzeitig die Planungs- 
hoheit der Gemeinden dadurch berücksichtigen, 
daß den Gemeinden ausreichend Zeit gelassen 
wird, die gesamten betroffenen Liegenschaften 
zu überplanen und einer sinnvollen Verwendung 
zuzuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 12. August 1996 

Nach den vorliegenden Informationen beabsichtigen die französischen 
Streitkräfte, die genannten Standorte im Jahre 1999 freizugeben. 

Durch die frühzeitige Bekanntgabe sind die Kommunen erfreulicherweise 
in der Lage, bereits heute ohne großen Zeitdruck mit den Bauleitplanun- 
gen zu beginnen. 

Der Bund wird, wie in der Vergangenheit in derartigen Fällen auch ge- 
schehen, in Kenntnis der beabsichtigten Freigaben sobald wie möglich 
Abstimmungsgespräche mit den betroffenen Gemeinden führen und 
deren Nutzungsvorstellungen in die Verwertungsbemühungen des Bun- 
des einbringen. Erste Zusammenkünfte mit Bürgermeistern sind bereits 
für Herbst 1996 geplant. 

Für die Verwertung der Liegenschaft bedarf es allerdings nicht einer ab- 
geschlossenen Bauleitplanung; ein tragfähiges, marktgerechtes Nut- 
zungskonzept reicht als Basis aus. 


11. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Ist der Bund bereit, auf den direkten Zugriff auf 
die dadurch betroffenen Immobilien zu verzich- 
ten, und sind im Rahmen des Erwerbs dieser 
Immobilien durch die Gemeinde finanzielle Mit- 
tel des Bundes oder Nachlässe beim Kauf der 
Immobilien vorgesehen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 12. August 1996 

Die für die Verwaltung und Verwertung des Bundesvermögens zustän- 
dige Bundesvermögensverwaltung wird zunächst prüfen, ob an den frei- 
zugebenden Liegenschaften Anschlußbedarf der Bundeswehr, Rücker- 
werbsansprüche Dritter oder sonstiger Bundesbedarf besteht. 

Scheidet ein solcher Bedarf aus und besteht auch kein Landesbedarf, wird 
den Belegenheitsgemeinden vor Ausschreibung der entbehrlichen Lie- 
genschaften Gelegenheit gegeben zu prüfen, ob sie die Grundstücke für 
gemeindliche Zwecke erwerben wollen oder ob Gemeindeinteressen ge- 
geben sind, die eine Veräußerung an einen von der Gemeinde benannten 
Dritten sachdienhch erscheinen lassen. 

Vermögensgegenstände des Bundes sind grundsätzlich zum vollen Ver- 
kehrswert zu veräußern. Inwieweit die nach dem derzeit geltenden Haus- 
haltsrecht möglichen Kaufpreisabschläge - u. a. für den sozialen Woh- 
nungsbau und den Studentenwohnraumbau, für Altenheime, Pflege- 
heime, Behinderteneinrichtungen, Kinder- und Jugendhilfeobjekte, 
Hochschulen, Schulen - auch auf die im Jahre 1999 anstehenden Konver- 
sionsfälle Anwendung finden können, richtet sich nach dem dann gelten- 
den Haushaltsrecht. 


12. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung erläutern, was der 
Bundesminister der Finanzen unter den „relativ 
hohen direkten und relativ niedrigen indirekten 
Steuern" nach den Ergebnissen der letzten Steu- 
erschätzung und mit und ohne den Steuersen- 
kungsbeschlüssen der Bundesregierung für das 
Jahr 1997 versteht (vgl. Handelsblatt vom 1. Au- 
gust 1996)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 13. August 1996 

Bei annähernd konstanter volkswirtschaftlicher Steuerquote finden im 
deutschen Steuersystem beachtliche Umschichtungen der Steuerlast statt. 
Im Zeitablauf hat ein Strukturwandel hin zu den direkten Steuern stattge- 
funden. 1951 war das Verhältnis von direkten zu indirekten Steuern noch 
nahezu ausgeglichen. Die direkten Steuern hatten damals einen Anteil am 
gesamten Steueraufkommen von 49,8 %. Bis 1995 stieg dieser Anteil 
schrittweise auf 53,9 %. 

Durch die Maßnahmen des Jahressteuergesetzes 1996 sinkt der Anteil der 
direkten Steuern voraussichtlich auf 52,7 %; ein Wegfall der Vermögen- 
steuer, der Gewerbekapitalsteuer und die in Aussicht genommene Sen- 
kung des Solidaritätszuschlages ab 1997 würden einen weiteren Rück- 
gang des Anteils der direkten Steuern um knapp 2 Prozentpunkte auf etwa 
51 % bringen. 

Damit wäre ein wichtiger Schritt beim Zurückdrängen der wachstums- 
feindlichen direkten Steuern und auf dem Weg zu einer ausgewogenen 
Steuerstruktur getan. 
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13. Abgeordnete 

Gudrun 

Schaich-Walch 

(SPD) 


Wie wird die Gesetzesauslegung des § 13 Abs. 3 
des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) der Kör- 
perschaftsteuer-Referenten des Bundes und der 
Länder in der Sitzung vom 3. bis 5. Juh 1996 
begründet, wonach künftig Wohnungsunterneh- 
men und Organschaften unter Beteihgung ehe- 
mals gemeinnütziger Wohnungsunternehmen, 
die im Wohnungsbau reinvestieren, die Übertra- 
gung von Verlusten im Rahmen von Ergebnis- 
abführungsverträgen im Konzern auf den Organ- 
träger versagt sein soll, und sieht die Bundes- 
regierung einen Handlungsbedarf vor dem Hin- 
tergrund, daß diese Möglichkeit gemäß dem 
Bericht des Finanzausschusses zum Standortsi- 
cherungsgesetz (Drucksache 12/5016) nicht 
beeinträchtigt werden sollte? 


14. Abgeordnete 

Gudrun 

Schaich-Walch 

(SPD) 


Welche Auswirkungen dieser Gesetzesaus- 
legung erwartet die Bundesregierung für die 
Investitionstätigkeit der Wohnungsbauunterneh- 
men, die Instandhaltung bestehenden Wohn- 
raums und die immer noch existierende Woh- 
nungsknappheit insbesondere vor dem Hinter- 
grund der Wohnungsbestandsicherung für breite 
Schichten der Bevölkerung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 7. August 1996 

Die von den Körperschaftsteuer-Referatsleitern der obersten Finanzbe- 
hörden der Länder in ihrer Sitzung vom 3. bis 5. Juni 1996 getroffene Ent- 
scheidung wirkt sich auf die steuerliche Behandlung von Verlusten aus, 
die darauf beruhen, daß vormals gemeinnützige Wohnungsunternehmen 
ihre steuerlichen Abschreibungen von den mit Eintritt in die Steuerpflicht 
in der Steuerbilanz auszuweisenden Teilwerten vornehmen. Solche Ver- 
luste bewirken nach Auffassung der Körperschaftsteuer-Referatsleiter im 
Organkreis Mehrabführungen, die außerhalb der Ergebnisabführung als 
Gewinnausschüttung zu behandeln sind. Unter anderem wegen der Be- 
deutung der Entscheidung für die Wohnungs Wirtschaft werden sich die 
Abteilungsleiter (Steuer) der obersten Finanzbehörden des Bundes und 
der Länder in einer ihrer nächsten Sitzungen mit der Angelegenheit befas- 
sen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


15. Abgeordnete 

Elisabeth 

Altmann 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, 
daß durch die Reform des Energiewirtschaftsge- 
setzes und des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen (GWB, hier vor allem § 103) auch 
die Wasserversorgungswirtschaft im erheblichen 
Maße betroffen sein wird, und welche Ziele im 
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Bereich der Wasserversorgung verfolgt die Bun- 
desregierung mit ihren Novellierungsvorschlä- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 13. August 1996 

Der Entwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft für eine Änderung des 
energierechtlichen Ordnungsrahmens sieht die Streichung der §§ 103 und 
103 a GWB vor. Diese Streichung führt dazu, daß Demarkationsabspra- 
chen und ausschheßliche Wegerechte nicht nur für Strom und Gas, son- 
dern auch für Wasser unzulässig werden. Dies entspricht dem grundsätzli- 
chen Ziel, die kartellrechtlichen Ausnahmebereiche abzuschaffen. 

Eine solche Rechtsänderung für Wasser setzt voraus, daß sich daraus keine 
Risiken für den Gesundheits- und Umweltschutz ergeben, also eine quali- 
tativ hochwertige und hygienisch einwandfreie Trinkwasserversorgung 
sowie ein flächendeckender Gewässerschutz gewährleistet bleiben. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft geht in seinem Gesetzentwurf da- 
von aus, daß neben den wasser- und trinkwasserrechtlichen Vorschriften 
der Europäischen Union, des Bundes und der Länder eine zusätzliche Ab- 
sicherung über das Kartellrecht nicht erforderlich ist. Nachdem gegen 
diese Einschätzung - trotz jahrelanger Diskussion mit dem Bundesver- 
band der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft - erst kürzhch konkrete 
Einwendungen vorgetragen worden sind, ist eine erneute Überprüfung 
eingeleitet worden, die noch nicht abgeschlossen ist. 


16. Abgeordnete 

Elisabeth 

Altmann 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die jetzige Sonderregelung in § 103 GWB in der 
Wasserversorgung hinsichtlich einer Ressourcen- 
schonung und ökologischen Bewirtschaftung der 
begrenzten Wasservorräte eine optimale Lösung 
darstellt, und kann die Bundesregierung ferner 
der Auffassung zustimmen, daß in der Bundesre- 
publik Deutschland eine enge Verknüpfung zwi- 
schen geschlossenen Versorgungsgebieten (sie- 
he § 103 GWB) und der ökologischen Nutzung der 
örthchen und regionalen Ressourcen wie des ört- 
hchen und regionalen Gewässerschutzes be- 
steht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 13. August 1996 

Die Beantwortung dieser Frage kann erst nach Abschluß der in Frage 15 
erwähnten Prüfung erfolgen. 


17. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
bei der Anwendung der EU-Dienstleistungsricht- 
hnie auf die Ausschreibung und Vergabe von 
Architekten- und Ingenieurleistungen gemacht, 
und ist die Bundesregierung bereit, sich bei der 
Europäischen Kommission für eine Erhöhung der 
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in Artikel 7 genannten Grenze von 200000 ECU 
für öffentliche Dienstleistungsaufträge einzuset- 
zen mit dem Ziel, daß Architekten- und Inge- 
nieurleistungen EU- weit nur ausgeschrieben 
werden müssen, wenn der Wert der Planungslei- 
stungen 500000 ECU oder mehr beträgt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 9. August 1996 

1. Die EU- Dienstleistungsrichtlinie ist seit dem 1. Juli 1993 von den öffent- 
hchen Auftraggebern unmittelbar anzuwenden. In der Kürze der zur 
Verfügung stehenden Zeit war eine genaue Ermittlung der nach dieser 
Richtlinie vergebenen Aufträge über Architekten- und Ingenieurlei- 
stungen nicht möglich. 

Für den Bund stellt sich im Bereich des Bundesministeriums für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau (BMBau) und des Bundesministeri- 
ums für Verkehr (BMV) die Vergabe von Architekten- und Ingenieur- 
verträgen wie folgt dar: 

a) Bereich BMBau 

Nach den für 1994 vorliegenden statistischen Erhebungen belaufen 
sich die im Geschäftsbereich des BMBau vergebenen Aufträge nach 
der Dienstleistungsrichtlinie auf ca. 24 Mio. DM. Davon wurden ca. 
17 Mio. DM über 29 Aufträge in Verh an dlungs verfahren ohne vorhe- 
rige Bekanntmachung und ca. 7 Mio. DM über fünf Aufträge im Ver- 
handlungsverfahren mit vorheriger EU- weiter Bekanntmachung an 
deutsche Architekten und Ingenieure vergeben. In welchem Um- 
fang sich nichtdeutsche Architekten um die Aufträge beworben ha- 
ben, konnte in der kurzen Zeit nicht ermittelt werden. 

b) Bereich BMV 

Im Bereich der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung (WSV) beziehen 
sich die EU-weiten Auftragsvergaben überwiegend auf den Bereich 
der Ingenieurleistungen. Dem BMV liegen Angaben über Auftrags- 
werte lediglich oberhalb von 500 000 DM vor, da diese seiner Geneh- 
migung Vorbehalten sind: 


Jahr 

An- 

zahl 

1994 

Volumen 

(Mio. 

DM) 

An- 

zahl 

L995 

Volumen 

(Mio. 

DM) 

1996 

An- 

zahl 

(bisher) 

Volumen 

(Mio. 

DM) 

Eu-weite Ver- 
gabe von In- 
genieurlei- 
stungen der 
WSV (Auf- 
tragsvolumen 
über 500 000 
DM/ Auf trag) 

3 

2,8 

8 

7,7 

3 

3,2 

davon Auf- 
tragsvolumen 
über 500000 
ECU 

1 

1,2 

4 

5,0 

1 

1,7 
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Für den Bereich der Bundesfernstraßen erfolgt die Vergabe von Ar- 
chitekten- und Ingenieurleistungen für den Bund durch die Bundes- 
länder im Wege der Auftragsverwaltung gemäß Artikel 90 GG. Im 
Bereich der DEGES ist der Bund in folgendem Umfang betroffen: 


Jahr 


1994 


1995 


An- 

Volumen 

An- 

Volumen 


zahl 

(Mio. DM) 

zahl 

(Mio. DM) 

Eu-weite Ver- 
gabe von Inge- 
nieurleistungen 
im Bereich DEGES 
(Auftragsvolumen 
oberhalb 

200000 ECU) 

62 

58,0 

51 

82,0 

davon an aus- 
ländische 
Auftragnehmer 

1 

1,0 

- 

- 


Alle Auftragsvergaben erfolgten unter Beachtung der EU-Dienstlei- 
stungsrichtlinie und wurden überwiegend im Verhandlungs verfah- 
ren nach vorheriger EU-weiten Bekanntmachung vergeben. 


2. Die Bundesregierimg hat hinsichtlich einer Anhebung der Schwellen- 
werte für die Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen noch 
keine abschließende Auffassung. Die Dienstleistungsrichtlinie sieht 
vor, daß nach einem bestimmten Zeitraum nach Geltung der Richtlinie 
die Kommission die Anwendung der Richtlinie prüft und ggf. Anpas- 
sungsvorschläge unterbreitet. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß in diesem Zusammenhang auch eine Prüfung der Höhe der Schwel- 
lenwerte erfolgen wird. Es ist jedoch davon auszugehen, daß für eine 
Erhöhung dieser Werte kaum Spielraum besteht, da mittlerweile im 
Abkommen über das öffentliche Beschaffungswesen (GPA) im Rahmen 
der WTO diese Schwellenwerte übernommen wurden und für den zen- 
tralstaatlichen Bereich mit Wirkung ab 1. Januar 1996 sogar auf ca. 
140000 ECU gesenkt wurden. 

Die Bundesregierung geht weiter davon aus, daß vor einer abschließen- 
den Meinungsbildung sowohl die Bundesländer als auch die betroffe- 
nen Verbände zu hören sind. 


18. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Wie hoch sind 1995, 1996 und 1997 die Mittel des 
Bundes, die an die Haushalte der neuen Bundes- 
länder über die Gemeinschaftsausgabe „Förde- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" gezahlt 
wurden , und wie hoch sind die EG -Mittel für die- 
sen Zweck? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 14. August 1996 

Die Haushaltsmittel des Bundes für die neuen Länder (einschließlich Ber- 
lin) im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" (Soll-Werte) belaufen sich auf folgende Beträge: 
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1995 3,75 Mrd. DM 

1996 3,20 Mrd. DM 

1997 (Haushaltsentwurf) 2,85 Mrd. DM. 

1995 sind Fördermittel in Höhe von 3,07 Mrd. DM ausgezahlt worden (Mit- 
telabfluß). 

Barmittel, die im Veranschlagungsjahr nicht abfließen, können als Aus- 
gabereste in das nächste Haushaltsjahr übertragen werden und stehen 
den Ländern damit auch weiterhin zur Verfügung. 

1995 sind in den neuen Ländern Zuschüsse des Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung in Höhe von knapp 759 Mio. DM in der Gemein- 
schaftsaufgabe eingesetzt worden. In 1996 ist ein Betrag von 780 Mio. ECU 
(rd. 1474 Mrd. DM) und in 1997 ein Betrag von 837 Mio. ECU (1582 Mrd. 
DM) geplant (Umrechnungskurs 1 ECU = 1,89 DM). 


19. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten gezielter Hüfe für betrof- 
fene Kommunen und Regionen, etwa auch durch 
Umgestaltung des EU- KONVER- Programmes, 
sieht die Bundesregierung im Zusammenhang 
mit dem jetzt bestätigten Abzug französischer 
Soldaten und Zivükräfte aus Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 8. August 1996 

Die Bewältigung der Folgen des Truppenabbaus ist aufgrund der verfas- 
sungsrechtlichen Kompetenzverteüung für die Wirtschaftsförderung in 
erster Linie Sache der Länder. 

Gleichwohl ist der Bund den Ländern aus seiner gesamtstaatlichen Ver- 
antwortung heraus bei der Bewältigung der Folgen der Konversion weit- 
gehend entgegengekommen. Aus Sicht der Bundesregierung sind die Fol- 
gen des Truppenabbaus für die Bundesländer durch folgende Ausgleichs- 
maßnahmen ausreichend kompensiert: 

- Im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 1992 wurde der Länderanteil 
am Umsatzsteueraufkommen ab 1993 um 2 % (von 35 % auf 37 %) er- 
höht. Im Vermittlungsausschuß einigte man sich damals auf eine Emp- 
fehlung, wonach die Senkung des Bundesanteüs am Umsatzsteuerauf- 
kommen insbesondere zur finanziellen Flankierung der Folgen des 
Truppenabbaus dienen sollte. Daneben erfahren die Länder ab 1995 
eine zusätzliche Entlastung durch die Erhöhung des Mehrwertsteuer- 
satzes von 14 % auf 15 % im Jahre 1993. Diese Mittel waren bis 1994 zur 
Finanzierung der Aufstockung des Fonds „Deutsche Einheit" bestimmt 
und können seit 1995 auch zum Ausgleich der Konversionslasten der 
betroffenen Länder verwandt werden. Insgesamt ergeben sich für die 
Länder im Jahre 1993 Mehreinnahmen von 4,2 Mrd. DM, 1994 von 
4,5 Mrd. DM und 1995 von rd. 9 Mrd. DM. 

- Der Bund unterstützt die Länder und Kommunen durch die um bis zu 
50 % verbilligte Abgabe bisher militärisch genutzter Liegenschaften. 
Dadurch sind ihm vom 1. Oktober 1990 bis 31. März 1996 Einnahmeaus- 
fälle von rd. 2,558 Mrd, DM entstanden. 

- Eine Reihe von Regionen, die vom Truppenabbau betroffen sind, sind 
zugleich Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
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regionalen Wirtschaftsstruktur" (GA). In diesen Gebieten können Mittel 
der GA für die Förderung von gewerbüchen Investitionen und der wirt- 
schaftsnahen Infrastruktur eingesetzt werden und damit die Standort- 
qualität der Region erhöhen sowie Arbeitsplätze sichern oder neue Ar- 
beitsplätze schaffen. Die GA trägt in diesen Regionen mit dazu bei, dort 
die strukturellen Anpassungsprobleme der Konversion zu bewältigen. Bei 
der Neufestsetzung der GA-Fördergebiete für den Zeitraum von 1997 bis 
1999 wurden darüber hinaus im Wege des Gebietsaustauschs Regionen in 
das Fördergebiet aufgenommen, die die Folgen der Konversion noch nicht 
bewältigt haben. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative KONVER fördert die EU die wirt- 
schaftliche Diversifizierung in Regionen, die von der rückläufigen Nach- 
frage in der Rüstungsindustrie und vom Truppenabbau besonders stark 
betroffen sind. Für den Programmzeitraum 1994 bis 1997 hat die EU 
500 Mio. ECU zur Verfügung gestellt. Deutschland erhält davon einen 
Betrag von 219,4 Mio. ECU. Diese Mittel sind auf die einzelnen Bundes- 
länder aufgeteilt worden. Die zur Umsetzung der Gemeinschaftsinitiative 
KONVER von den Bundesländern in eigener Zuständigkeit aufgestellten 
Programme sind Ende 1995 von der Europäischen Kommission genehmigt 
worden, so daß ab diesem Zeitpunkt mit der Förderung begonnen werden 
konnte. Im Frühjahr 1996 hat die Europäische Kommission beschlossen, 
die industriellen Gemeinschaftsinitiativen (RECHAR, RETEX, RESIDER, 
KONVER) bis 1999 zu verlängern und mit Reservemitteln aus den Struk- 
turfonds von insgesamt 382,16 Mio. ECU aufzustocken. Auf die Initiative 
KONVER entfällt hiervon ein Betrag von 219,78 Mio. ECU; dies entspricht 
einem Anteil an den Industrieinitiativen von 57,5 %, der deutlich macht, 
daß die EU der Fortführung der Konversionsmaßnahmen eine besondere 
Bedeutung beimißt. Für Deutschland stehen für die Verlängerung der 
KONVER- Inititative bis 1999 insgesamt 114,22 Mio. ECU zur Verfügung. 
Auch diese Mittel sind auf die einzelnen Bundesländer aufgeteilt worden. 
Die Gesamtsumme der für Deutschland in der Förderperiode 1994 bis 1999 
zur Verfügung gestellten EU-Mittel beläuft sich damit auf 333,62 Mio. 
ECU. Nach Aufteilung der Mittel, Genehmigung der Programme und Ver- 
gabe der Reservemittel ist kein Spielraum für eine Umgestaltung der 
KONVER-Initiative ersichthch. 


20. Abgeordnete 
Halo 
Saibold 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Nimmt ein Vertreter der Bundesregierung an 
dem „Second International Forum: Parliaments 
and Local Authorities: Tourism Policy- Makers" 
der WTO vom 24. bis 27. September 1996 in Bali 
teil, und falls ja, durch wen ist sie bei dem ge- 
nannten Forum vertreten, und falls nein, warum 
nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 13. August 1996 

Die Bundesregierung wird keinen Vertreter entsenden, da das vorgese- 
hene Programm keine Erkenntnisse für die Arbeit der Bundesregierung 
im Tourismus erwarten läßt, die den zeitüchen und finanziellen Aufwand 
rechtfertigen würden, zumal die Ergebnisse von Veranstaltungen der 
WTO anschließend den Mitgliedern in schriftlicher Form zur Verfügung 
gestellt werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


21. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Welches Potential als umweltfreundliche regene- 
rative Energiequelle hat nach Auffassung der 
Bundesregierung die Verwertung von Restholz 
bzw. Reststroh, und wie trägt die Bundesregie- 
rung zur Ausschöpfung dieses Potentials bei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 12. August 1996 


Nach Auffassung der Bundesregierung besteht für Restholz bzw. Rest- 
stroh als umweltfreundliche regenerative Energiequelle ein erhebhches 
Nutzungspotential. Amtliche statistische Daten stehen für diesen Bereich 
nicht zur Verfügung. Nach einer neueren wissenschaftlichen Untersu- 
chung*) beträgt das energetisch nutzbare Potential beim Waldrestholz 
142 Petajoule pro Jahr (PJ/a), beim Be- und Verarbeitungsrestholz 72 PJ/a 
und beim Reststroh 108 PJ/a. 

Die genannten Reststroh- und Waldrestholzpotentiale könnten ohne Ge- 
fährdung der Nachhaltigkeit bei der land- und forstwirtschaftlichen Nut- 
zung eingesetzt werden. 

Von dem vorhandenen Waldrestholz- und Reststrohpotential wird bisher 
nur ein sehr geringer Teil genutzt. Deutlich höher ist der Nutzungsgrad 
beim Be- und Verarbeitungsrestholz. 

Die Ausschöpfung der genannten Potentiale hängt maßgeblich davon ab, 
inwieweit hiermit wirtschafthch Wärme und Strom erzeugt werden kön- 
nen. 

Die Bundesregierung ist bei der Förderung erneuerbarer Energien in viel- 
fältiger Weise tätig. Mit nachstehend genannten Maßnahmen wird auch 
die energetische Nutzung von Restholz und -Stroh unterstützt und auf eine 
breitere Grundlage gestellt: 

- Förderung von Forschung, Entwicklung und Demonstration 

Hier ist vor allem das Programm „Zuschüsse zur Förderung nachwach- 
sender Rohstoffe" des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (BML) zu nennen. 

- Marktanreizprogramm erneuerbare Energien 1995 bis 1998 

Bei dieser Maßnahme des Bundesministeriums für Wirtschaft ist die 
Förderung von Bioenergieanlagen auf eine große Nachfrage gestoßen. 
Der Schwerpunkt beim Biomassebereich liegt hier bei Holzfeuerungs- 
anlagen. Trotz Vorgabe strenger Emissionsgrenzwerte hegen zahlrei- 
che Anträge vor. Die für 1996 vorgesehenen Mittel sind bereits jetzt 
ausgeschöpft. Für die Anschlußförderung ab 1997 werden neue Förder- 
richtlinien gelten. 

- Stromeinspeisungsgesetz 

Mit der Novelherung des Stromeinspeisungsgesetzes im Rahmen des 
Gesetzes zur Sicherung des Einsatzes von Steinkohle in der Verstro- 

*) Die Stellung der Biomasse im Vergleich zu anderen emeuerbaren Energieträ- 
gern aus ökologischer, ökonomischer und technischer Sicht; Hartmann, H. und 
Strehler, A., Band 3 der Schriftenreihe der Fachagentur Nachwachsende Roh- 
stoffe e. V.; Münster 1995. 
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mung und zur Änderung des Atomgesetzes und des Stromeinspei- 
sungsgesetzes vom 19. Juh 1994 wurden die Einspeisebedingungen für 
aus Holz und Stroh erzeugtem Strom weiter verbessert (Erhöhung des 
Vergütungssatzes für Biomasse von 75 % auf 80 % des durchschnitt- 
hchen Strompreises im vorletzten Kalenderjahr; Aufnahme von Pro- 
dukten oder biologischen Rest- und Abfallstoffen aus der gewerblichen 
Be- und Verarbeitung von Holz in Anlagen bis 5 MW installierter Gene- 
ratorleistung in das Gesetz). 

- Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 

Im Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz vom 27. September 1994 
wurde die energetische Verwertung von Abfällen aus nachwachsen- 
den Rohstoffen wie Holz erleichtert, sofern sie ökologisch vorteilhafter 
ist als die stoffliche Verwertung. 

- Zinsgünstige Kredite und Zuschüsse 

Bei einer Reihe von Programmen für erneuerbare Energien, wie dem 

- EPR-Umwelt- und Energiesparprogramm, 

~ Umweltprogramm der Kreditanstalt für Wiederaufbau und der Deut- 
schen Ausgleichsbank, 

- Kommunalkreditprogramm für die neuen Bundesländer, 

ist auch die energetische Nutzung von Restholz und -stroh förderfähig. 

- Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holz Wirtschaft in Hamburg 

Hier werden Techniken zur energetischen Nutzung von Holz entwik- 
kelt und optimiert (z. B. Verfahren zur Holzverflüssigung und -pyroly- 
se). 

- Informations- und Öffentlichkeitsarbeit 

Die Bundesregierung informiert auf verschiedenen Veranstaltungen 
und mit Veröffentlichungen über die energetische Nutzung nachwach- 
sender Rohstoffe wie Holz und Stroh (z. B. Veranstaltung der Fachagen- 
tur Nachwachsende Rohstoffe zur thermischen Nutzung von Biomasse 
in Dresden, 1993; Bioenergie tagungen in Stuttgart 1994, 1995 und 
1996; Neuauflage des Berichts des Bundes und der Länder über Nach- 
wachsende Rohstoffe 1995; veröffentlicht wird in Kürze vom BML das 
neue „Konzept der Bundesregierung zur Förderung von Forschungs-, 
Entwicklungs- und Demonstrationsvorhaben 1996 - 2000 auf dem Ge- 
biet der nachwachsenden Rohstoffe", das im Juli 1996 vom Bundeska- 
binett verabschiedet wurde). 

Ziel der vorstehenden Maßnahmen ist es, die Wirtschaftlichkeit dieser Bio- 
brennstoffe so weit zu verbessern, daß sie mit traditionellen Energieträ- 
gern konkurrieren können. 


22. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung angesichts der aus 
Südosteuropa drohenden Maul- und Klauenseu- 
che Maßnahmen zu ergreifen, und ist im Rahmen 
dieser Maßnahmen an das Einlagern von genü- 
gend Impfstoff für eine Impfaktion gedacht wor- 
den? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 9. August 1996 


Die Bundesregierung hat zur Verhütung der Einschleppung und zur effek- 
tiven Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche (MKS) vorsorglich bereits 
seit längerem Maßnahmen veranlaßt. Sie dienen insbesondere der Auf- 
klärung über die mit dieser Tierseuche verbundenen Gefahren, dem Trai- 
ning des Fachpersonals, der Verstärkung der diagnostischen Kapazitäten 
an der Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere und 
der Einrichtung von Krisenzentren auf allen Ebenen der Veterinärverwal- 
tung. 

Im Zusammenhang mit der Entwicklung der MKS in Südosteuropa hat die 
Bundesregierung ihre Maßnahmen speziell für diese Region wie folgt wei- 
tergeführt: 


1. Die Bundesländer und die betroffenen Verbände werden regelmä- 
ßig über die aktuelle Seuchenlage in Südosteuropa unterrichtet. Da 
die Einschleppung des Seuchenerregers im individuellen Reisever- 
kehr als größtes Risiko betrachtet werden muß, hat das BML insbe- 
sondere eine verstärkte Aufklärung der Öffentlichkeit sowie inten- 
sive Kontrollen durch den Zoll und die Veterinär grenzkontroUstellen 
veranlaßt. 


Die Bundesregierung hat sich mit Nachdruck dafür eingesetzt, daß 
zur Eindämmung des MKS-Geschehens in Albanien, Mazedonien 
und der FR Jugoslawien kurzfristig über zwei Millionen Impfdosen 
aus der gemeinsamen Vakzinebank der EU und finanzielle Hilfen 
der Gemeinschaft für die Durchführung der Impfaktionen in diesen 
Ländern bereitgestellt werden. 


2. Die von der Europäischen Kommission im Hinblick auf die MKS er- 
lassenen Handelsbeschränkungen für die Einfuhr von Klauentieren 
und Waren von Klauentieren aus Albanien, Griechenland und Maze- 
donien sind unverzüglich im Bundesanzeiger bekanntgemacht wor- 
den. 


3. In der von den Bundesländern gemeinsam eingerichteten MKS- 
Vakzinebank ist ein dem in Albanien, Mazedonien und in der FR 
Jugoslawien festgestellten Virus-Subtyps verwandter Virus- 
Stamm als fertiger Impfstoff und Impfstoffkonzentrat für rd. eine Mil- 
lion Tiere eingelagert, die im akuten Seuchenfall umgehend einge- 
setzt werden könnten. 


Daneben wurden sofort nach Erhalt des auf dem Balkan grassieren- 
den, wahrscheinlich aus Indien stammenden MKS-Stamms Vorbe- 
reitungen zur Herstellung eines speziell gegen diesen Virus-Stamm 
wirkenden Impfstoffes getroffen, mit dessen Einsatzfähigkeit in 
nächster Zeit zu rechnen ist. 

Auch der im europäischen Teil der Türkei und in Griechenland fest- 
gestellte MKS-Stamm des Virus-Typs O wird durch die in der natio- 
nalen Vakzinebank vorhandenen Imf Stoffe und Impfstoffkonzen- 
trate in etwa gleicher Menge wie im Falle des Virus-Subtyps ab- 
gedeckt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für eine evtl. Weiternutzung der bisher von 
den französischen Streitkräften genutzten Kaser- 
nen in Breisach, unter Einbeziehung des bisher 
nicht gedeckten Bedarfs der Deutsch/Franzö- 
sischen Brigade? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 13. August 1996 

Die Stationierung der Deutsch/Französischen Brigade ist gemäß Regie- 
rungsbeschluß so vereinbart, daß deutsche und französische Einheiten 
gemeinsam in den Standorten Müllheim, Immendingen und Donau- 
eschingen untergebracht sind (gemischt belegte Standorte). 

Diese gemeinsame Stationierung ist in allen Fällen vollzogen; zu ihrer 
Realisierung mußten erhebliche Investitionen getätigt werden. Somit be- 
steht für die weitere Nutzung des Standortes Breisach durch die 
Deutsch/Französische Brigade kein Bedarf. 

Eine Verlegung von deutschen Truppenteüen der Deutsch/Französischen 
Brigade nach Breisach scheidet aus, da 

- dies die Aufgabe des Grundprinzips der gemeinsamen Stationierung 
deutscher und französischer Soldaten bedeuten würde, 

- die Infrastruktur in Breisach den neuen Anforderungen zeit- und ko- 
stenaufwendig angepaßt werden müßte, 

- der bisherige, bedarfsgerecht hergerichtete Standort aufzulösen wäre, 

- die Ausbildungs- und Einsatzbedingungen am neuen Standort nicht 
verbessert würden, 

- diese Maßnahme eine große Zahl von vermeidbaren Versetzungen zur 
Folge hätte. 

Aus den genannten Gründen ist die weitere Nutzung der französischen 
Kasernen in Breisach abzulehnen. 


23. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


24. Abgeordneter 

Ernst 

Kastning 

(SPD) 


Kosten welcher Art und Höhe sind durch die 
Änderung des Bundeswehrlogos entstanden 
bzw. werden noch entstehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 7. August 1996 

Vor dem Hintergrund der tiefgreifenden Veränderungen im Bereich der 
Sicherheitspohtik und Streitkräfte wurde auch die Informationsarbeit der 
Bundeswehr konzeptionell neu geordnet und im Dachkonzept „Informa- 
tionsarbeit Bundeswehr 2000" festgeschrieben. In diesem Zusammen- 
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hang galt es auch, das alte, schwarz -weiße Bundeswehrlogo mit dem häu- 
fig für altmodisch gehaltenen Schriftzug weiterzuentwickeln und insbe- 
sondere für junge Menschen in Stil und Farbgebung ansprechender zu 
gestalten. 

Die konzeptionelle Neuordnung der Kommunikation der Bundeswehr, 
einschließlich des neuen Logos, ist auch wichtiger Teil der Bemühungen, 
die Bundeswehr als attraktiven Arbeitsplatz darzustellen. 

Das Eiserne Kreuz wird in seiner bisherigen Form als Hoheitszeichen bei- 
behalten. 

Durch die Änderung des Logos der Bundeswehr sind nach Art und Höhe 
folgende Kosten entstanden: 

Phase 1 , Analyse des Erscheinungsbüdes der Bundeswehr, einschließlich 
ästhetischer Untersuchung der bestehenden Wort-/Bildmarke, konzeptio- 
nelle Überlegungen und graphische Basisentwürfe: 134 077 DM. 

Phase 2, Ausarbeitung verschiedener Konzeptansätze und Alternativen 
der Logo-Gestaltung einschließlich der Varianten für die Teilstreitkräfte, 
Präsentation der Entwürfe anhand von Layouts: 74 559 DM. 

Phase 3, Auswahl und Optimierung der endgültigen Gestaltung, Entwick- 
lung von Anwendungsbeispielen für Drucksachen, Printmedien, Anzei- 
gen 77 914 DM. 

Phase 4, Entwicklung, Layout und Druck einer Broschüre sowie Vorlagen 
für Print- und Elektronische Medien zum Start des neuen Corporate De- 
signs und Präsentationskosten: 141 856 DM. 

Im Rahmen der Implementierung des neuen Logos ist vorgesehen, ein 
Handbuch mit Anwendungsrichtlinien und Gestaltungsbeispielen zu er- 
arbeiten und es bis auf die Ebene der Bataülone und vergleichbaren 
Dienststellen der Bundeswehr zu verteüen. Die dafür anfallenden Kosten 
werden - abhängig von der Auflagenhöhe - voraussichtlich unter 50 000 
DM liegen. 

Im übrigen erfolgt der Wechsel des Logos in einem kontinuierlichen Über- 
gang. Damit ist sichergestellt, daß Publikationen, Broschüren, Werbe- 
mittel etc. mit altem Logo aufgebraucht werden. 


25. Abgeordneter 

Dr* Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
,DIE GRÜNEN) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Ernährungssituation der Wehr- und Zivildienst- 
leistenden sowie der Beschäftigten des Bundes- 
grenzschutzes zu optimieren (im Sinne der in der 
der Drucksache 13/1508 zugrundeliegenden 
Anfrage genannten Kriterien), und welche lau- 
fenden oder geplanten Vorhaben sollen der Ver- 
besserung, insbesondere der in den Kasernen 
der Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes 
gereichten Kost, dienen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 13. August 1996 

Zur Verpflegung der Wehrdienstleistenden: 

Seit Bestehen der Bundeswehr existieren ernährungsphysiologische Vor- 
gaben zur Zusammensetzung der militärischen Gemeinschaf tsverpfle- 
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gung. Sie geben einen nach der Höhe der körperlichen Belastung empfoh- 
lenen Energiegehalt, eine Beschränkung der Fett- und Eiweißzufuhr und 
Mindestwerte für die drei Leitvitamine A, Bl und C vor. Ihre Einhaltung 
wird durch eine von der Standortverwaltung wöchentÜch durchzufüh- 
rende Nährwertschätzung kontrolliert und vom Truppenarzt geprüft. 
Außerdem gewährleisten ernährungsphysiologische Hinweise in einer für 
das Verpflegungsfachpersonal vorgesehenen Vorschrift die Einhaltung 
einer ausgewogenen Lebensmittelauswahl bei der Verpflegungsplanung. 

Grundlage für die medizinisch begründeten Vorgaben der militärischen 
Gemeinschaftsverpflegung sind die Empfehlungen der Deutschen Gesell- 
schaft für Ernährung (DGE) für die Nährstoffzufuhr, wobei die besonderen 
Belastungen im Wehrdienst zu berücksichtigen sind. 

Insbesondere müssen aufgrund der hohen körperlichen Belastung junger 
Wehrpflichtiger, die den größten Anteil der zur Teilnahme an der Gemein- 
schaftsverpflegung verpflichteten Soldaten ausmachen, andere Maßstäbe 
für die Energiezufuhr angesetzt werden, als dies z. B. bei stationären Kran- 
kenhauspatienten der Fall ist. So empfiehlt die DGE schon bei mittel- 
schwerer körperücher Tätigkeit altersabhängig eine Energiezufuhr von 
13500 bis 15 000 kJ (3 200 bis 3 600 kcal) pro Tag. 

Zur Zeit führt die Bundeswehr ein DV- Verfahren zur Unterstützung des 
Verpflegungsbereichs von der Planung über den Einkauf bis zur Nähr- 
wertschätzung ein. Als Datenbasis wird der in Fachkreisen allgemein an- 
erkannte Bundeslebensmittelschlüssel (BLS II. 1) verwendet. Zusätzhch 
wird es zukünftig möglich sein, mit einem Nahe-Infrarot-Verfahren stich- 
probenartig die Zusammensetzung zubereiteter Speisen hinsich tÜch ihres 
Fett-, Eiweiß- und Kohlehydratgehaltes direkt vor Ort zu bestimmen. Die- 
ses Verfahren ist das Ergebnis eines abgeschlossenen Forschungsvorha- 
bens, welches vom Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) in Auf- 
trag gegeben wurde. Parallel hierzu werden z. Z. auch die ernährungsphy- 
siologischen Richtwerte erneut aktualisiert. 

Die in der Bundeswehr regelmäßig durchgeführten Nährwertschätzungen 
ergeben, daß der Fettenergie ant eil der Verpflegung in der Bundeswehr 
von 36 % deutlich niedriger hegt als der Fettenergieanteil in der Ernäh- 
rung der deutschen Gesamtbevölkerung mit ca. 40 %. Die Empfehlungen 
der DGE von max. 30 % werden aber noch nicht erreicht. Bezüglich der 
Vitaminversorgung werden die Mindestwerte regelmäßig eingehalten. 

Ein weiteres vom BMVg in Auftrag gegebenes Forschungsvorhaben zur 
„Akzeptanz der Truppenverpflegung und den Emährungsgewohnheiten 
junger Wehrpflichtiger" - Forschungsnehmer ist hier Prof. Dr. Pudel, zu- 
letzt Präsident der DGE - wurde gerade abgeschlossen. Zu drei Zeitpunk- 
ten, kurz vor Antritt, zu Beginn und gegen Ende des Wehrdienstes, wur- 
den über 10 000 zum Wehrdienst anstehende junge Männer zu Ernäh- 
rungsgewohnheiten und ihrer Erfahrung mit der Truppenverpflegung 
befragt, über 5 000 führten begleitend hierzu ein 7-Tage-Ernährungspro- 
tokoll. Hierbei wurde der bundesweite Trend einer zu fetthaltigen Ernäh- 
rung sowohl vor als auch während des Wehrdienstes bestätigt. Gleichzei- 
tig zeigt sich über die Hälfte der Studienteilnehmer jedoch sehr interes- 
siert an Ernährungsfragen und wünscht sich hierzu ein breiteres, auch ver- 
mehrt ausländische Gerichte umfassendes Speiseangebot. 

Diesen Wünschen wird in der Bundeswehr bereits Rechnung getragen. 
Zur Zeit wird in den Truppenküchen die sog. Komponentenverpflegung 
eingeführt. Das bedeutet, es werden zur Mittagskost zwei Menüs ange- 
boten, aus deren Komponenten sich der Verpflegungsteilnehmer sein 
Essen frei zusammensteUen kann. Dazu kommt eine Salatbar, in der 
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verschiedene Salate und Dressings zur Selbstbedienung angeboten wer- 
den. Die Komponentenverpflegung wird bereits in mehr als 50 % der 
Truppenküchen praktiziert. 

Zusätzlich soll zunächst in ausgewählten Standorten geprüft werden, ob 
durch eine Obst- und Milchproduktebar sowie eine Optimierung des Ge- 
tränkeangebots und damit eine größere Angebots Vielfalt eine fettärmere 
Ernährung gefördert werden kann. Allerdings darf nicht übersehen wer- 
den, daß damit auch das Risiko einer ungünstigen Zusammenstellung der 
Mahlzeiten aus diesem breiten Angebot steigt. 

Zukünftig bildet daher die Ernährungsaufklärung und -beratung in der 
Truppe und die Einführung bestimmter diätetischer Angebote auch au- 
ßerhalb der Bundeswehrkrankenhäuser einen Aufgabenschwerpunkt zur 
Prävention ernährungsbedingter Krankheiten in der Bundeswehr. 

Zur Ernährung der Zivil dienstleistenden: 

Auch die Richthnien für die Gemeinschaftsverpflegung im Bereich des 
Zivildienstes schreiben eine ausgewogene Verpflegung vor, die einen der 
Schwere der Tätigkeit der Dienstleistenden angemessenen Gehalt an 
Joule („Kalorien") aufweisen muß. 

Zur Ernährung der Angehörigen des Bundesgrenzschutzes (BGS): 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß im BGS traditionell nur die Ver- 
bandskräfte gemeinschaftsverpflegt werden. Überwiegend erfolgt jedoch 
der Einsatz der Polizeivollzugsbeamten des BGS im Einzeldienst. Sie sind 
auf Selbstversorgung angewiesen und nehmen je nach örtiicher Gegeben- 
heit ihre Verpflegung beispielsweise in Behördenkantinen anderer öffent- 
licher Verwaltungen oder in Gaststätten ein. Der aufgabenbezogene und 
personelle Umfang des Einzeldienstes wird in Zukunft weiter zunehmen. 

In den Abteilungen des BGS (Verbandskräfte) wirkt aufgrund einschlägi- 
ger Bestimmungen zur Verpflegungsvtirtschaft der Leiter des Sanitäts- 
dienstes beim Aufstellen des Speiseplans mit und achtet dabei auch auf 
eine ernährungsphysiologisch ausgewogene Zusammenstellung der 
Speisefolge. Daneben berät er auch den Leiter des Küchenvtirtschaftsbe- 
triebes und hält gelegentlich vor den Verpflegungsteilnehmern Vorträge 
über Ernährungsfragen. 


26. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Wie verteilen sich die Personalreduzierungen 
(Planstellen und reale Stellenbesetzungen) der 
Bundeswehr seit 1990 auf die einzelnen Bundes- 
länder? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 13. August 1996 

Die Planstellen werden den Organisationsbereichen der Bundeswehr ge- 
schlossen zugevtiesen, eine Aufteüung auf die Bundesländer erfolgt nicht. 

Zur Ist- Stärke der Bundeswehr in den Bundesländern im Jahre 1990 sind 
insbesondere wegen der Übernahme von Personal der ehemahgen NVA 
und der Lage in den neuen Bundesländern DV-gestützt keine vollständi- 
gen Angaben verfügbar. Einen Vergleich der Ist- Stärke der Bundeswehr 
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(Soldaten und Zivilbeschäftigte) der Jahre 1991 und 1996 enthält die fol- 
gende Tabelle. Dabei wird dargestellt, wie viele Angehörige der Bundes- 
wehr in den betreffenden Jahren tatsächhch in den einzelnen Bundeslän- 
dern beschäftigt waren. In diesen Zahlen sind neben Bundeswehrangehö- 
rigen auf fest eingerichteten Dienstposten auch solche enthalten, die sich 
in Ausbildungseinrichtungen oder im Berufsförderungsdienst befinden, 
sowie Wehrübende. Dieser Umfang kann Standorten nicht fest zugeord- 
net werden. Insofern stellen die Zahlen der Tabelle eine Momentauf- 
nahme dar, die keinen Rückschluß auf Stationierungsbilanzen gestattet. 

Wie am 22. Mai 1996 bereits angekündigt, werden wir nach Abschluß aller 
für die Stationierung bedeutsamen Untersuchungen gegen Ende des vier- 
ten Quartals 1996 eine umfassende Stationierungsbilanz vorlegen. Eine 
Darstellung der Entwicklung in den neuen Bundesländern ist nicht aussa- 
gekräftig, da zu Beginn des von Ihnen gewünschten Betrachtungszeitrau- 
mes noch NVA- Strukturen bestanden, die mit denen der Bundeswehr 
nicht vergleichbar waren. 


Lfd. 

Nr. 

Bundesland 

Bw-Stärke 

1991/1992 

Bw-Stärke 

1996 

Differenz 

1 

Schleswig-Holstein 

74 300 

55100 

-19200 

2 

Hamburg 

11000 

7600 

-3400 

3 

Bremen 

4 000 

3100 

-900 

4 

Niedersachsen 

123100 

88900 

-34 200 

5 

Nordrhein-Westfalen 

91000 

76300 

-14700 

6 

Rheinland- Pfalz 

56700 

46700 

-10000 

7 

Hessen 

37500 

19400 

-18100 

8 

Saarland 

5500 

5000 

-500 

9 

Baden- Württemberg 

56600 

40200 

-16400 

10 

Bayern 

116900 

89000 

-27900 


27. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich die 
Personalreduzierungen der NATO-Verbündeten 
während der letzten zehn Jahre in Deutschland 
auf die einzelnen Bundesländer verteilen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 13. August 1996 

Insgesamt verringern die alliierten Streitkräfte die Anzahl ihrer in 
Deutschland stationierten Soldaten seit 1989 von ca. 400 000 auf voraus- 
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sichtlich ca. 1 16 000 Soldaten. In dieser Zahl ist die angekündigte Reduzie- 
rung der französischen Streitkräfte bereits berücksichtigt. Die Reduzie- 
rung des militärischen Personals sowie der deutschen Arbeitnehmer bei 
den alliierten Truppen in den Bundesländern enthält die Anlage. *) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


28. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 13. August 1996 

Der von den Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrachte und vom 
Deutschen Bundestag am 28. Juni 1996 beschlossene Entwurf eines Ge- 
setzes zur Entlastung der Beiträge in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung (Beitragsentlastungsgesetz - BeitrEntlG) sieht vor, daß Versicherte, 
die nach dem 3 1 . Dezember 1978 geboren wurden, keinen Anspruch mehr 
auf die Versorgung mit Zahnersatz haben (Drucksache 13/4615). Der 
Wegfall des Zuschusses zum Zahnersatz trägt dem Sachverhalt Rechnung, 
daß sich Zahnersatz durch regelmäßige Mundhygiene und die regelmä- 
ßige Inanspruchnahme zahnärztlicher Untersuchungen grundsätzlich 
vermeiden läßt. 

Da es auch Fälle gibt, in denen Zahnersatz trotz optimaler Eigenvorsorge 
und zahnmedizinischer Betreuung unvermeidbar ist, sieht das Beitrags- 
entlastungsgesetz bei Unfällen, Mißbildungen und schweren Allgemein- 
erkrankungen eine Ausnahmeregelung vor. In diesen Fällen haben Versi- 
cherte auch weiterhin einen Anspruch auf eine Bezuschußung von Zahn- 
ersatzleistungen. 

Der Weg des Zuschusses beim Zahnersatz entlastet die gesetzliche Kran- 
kenversicherung im Jahre 1997 finanziell um ca. 175 Mio. DM. 


Trifft es zu, daß in Zukunft für alle Personen über 
18 Jahre keine Zuschüsse der gesetzlichen Kran- 
kenkassen mehr gezahlt werden sollen, und wie 
hoch sind die jährlichen Einsparungen durch den 
von der Bundesregierung beschlossenen Wegfall 
der Zuschüsse? 


29. Abgeordnete Wie viele Milliarden DM sind in der Bundesrepu- 

Nicolette bhk Deutschland im Jahr (nach den letzten ver- 

Kressl fügbaren Statistiken) für die Zahnprotetik Er- 

(SPD) wachsener aufgewendet worden, und wie hoch 

war der Zuschuß der gesetzlichen Krankenkas- 
sen? 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestxmde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 13. August 1996 

Nach den vorläufigen Rechnungsergebnissen der gesetzhchen Kranken- 
versicherung für das Jahr 1995 betrugen die Zuschüsse der Krankenkas- 
sen beim Zahnersatz für alle anspruchsberechtigten Versicherten insge- 
samt 7,3 Mrd. DM. Unter Berücksichtigung der von den Versicherten zu 
zahlenden Selbstbeteiligung bei Zahnersatz errechnen sich hieraus schät- 
zungsweise 11,3 Mrd. DM Gesamtkosten für die prothetische Versorgung 
etiler gesetzlich Versicherten. Eine Differenzierung nach verschiedenen 
Versichertengruppen nimmt die GKV-Statistik nicht vor. 

Die verfügbaren amtlichen Daten des Statistischen Bundesamtes, die ne- 
ben den Zahnersatzausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung 
auch die Ausgaben der übrigen Kostenträger (z. B. private Krankenversi- 
cherung, Beihilfe) umfassen, beziffern die Aufwendungen für Zahnersatz 
in der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1993 auf insgesamt 13,7 Mrd. 
DM. Auf die gesetzhehe Krankenversicherung entfiel in diesem Jahr ein 
Ausgabenvolumen für Zahnersatz von 6,1 Mrd. DM. 


30. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Welche Auswirkungen (z. B. auf den Arbeits- 
markt und die Stellensituation für Ökotropholo- 
gen und Ökotrophologinnen) erwartet die Bun- 
desregierung durch die Einsparungen bei der 
Gesundheitsprävention, insbesondere bei der 
Ernährungsberatung der Krankenkassen, und 
hält die Bundesregierung diese geplanten Ein- 
sparungen für angemessen, angesichts der Tat- 
sache, daß die Kosten der medizinischen Behand- 
lung aufgnmd von Fehlernähnmg höher ausf al- 
len könnten, als die Einsparungen bei der 
Gesundheitsprävention? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 13. August 1996 

Es ist nicht abschheßend zu klären, welche Auswirkungen die Einsparun- 
gen bei der Gesundheitsförderung, insbesondere bei der Ernährungsbera- 
tung der Krankenkassen, auf den Arbeitsmarkt und z. B. die Stellensitua- 
tion für Ökotrophologinnen und Ökotrophologen haben werden. Es kann 
jedoch davon ausgegangen werden, daß auch weiterhin Bedarf an qualifi- 
zierten Ernährungsberatem bestehen wird, z. B. im Rahmen 

- von gezielt verordneten Nachfolgemaßnahmen der Gesundheits- und 
Früherkennunsuntersuchung nach § 25 SGB V bei Risikofaktorenträ- 
gem und chronisch erkrankten Patienten, 

- von stationärer und ambulanter Rehabilitation von chronisch Erkrank- 
ten, 

- von ausgewählten Präventionsaktionen des Öffentiiehen Gesundheits- 
dienstes, der Kommunen und einschlägiger Sponsoren zur Verhütung 
von Herz-Kreislaufkrankheiten und Stoffwechselerkrankungen in 
Stadt- und Landregionen, in Schulen, Sportvereinen und Betrieben und 

- in Seniorenheimen zur altersspezifischen Emähmngsberatxmg gestützt 
von den jeweüigen Trägem der Einrichtung. 
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Im Übrigen ist nicht auszuschheßen, daß auch im Rahmen der Förderung 
von Selbsthilfegruppen, die bei präventiver und rehabilitativer Zielset- 
zung weiterhin möglich ist (z. B. für die Beratung von Diabetespatienten), 
Ernährungsberater beschäftigt werden können. 

Die Neuregelung des § 20 SGB V hat daher nicht zur Folge, daß Ernäh- 
rungsaufklärung und -beratung in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
mehr stattfindet. Vielmehr ist davon auszugehen, daß der Stellenwert der 
Ernährungsberatung im Rahmen der genannten Aufgabenbereiche wei- 
terhin bestehen bleiben wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


31. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Wolfgang rung, durch eine Änderung der aus den 70er Jah- 

Behrendt ren stammenden Luftraumordnung ungünstige 

(SPD) Streckenführungen und den damit verbundenen 

unnötigen Treibstoff verbrauch zu vermeiden? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 13. August 1996 

Die Streckenführungen für den Luftverkehr wurden in den vergangenen 
Jahren auf internationaler Ebene bedarfsorientiert weiterentwickelt. Sie 
werden nach den Grundsätzen der Internationalen Zivilluftfahrt-Organi- 
sation zur sicheren, geordneten und flüssigen Abwicklung des Luftver- 
kehrs eingerichtet. 

Mit der zivil/militärischen Integration der Flugsicherung in Deutschland 
und der damit verbundenen Flugverkehrskontrolle aus einer Hand ist in 
Deutschland die Zuweisung direkter Streckenführungen, die von den ver- 
öffentlichten Strecken abweichen, eine Routine -Angelegenheit. Der da- 
durch bedingte geringere Treibstoffverbrauch führte bei den Luftfahrtun- 
ternehmen zu erheblichen Einsparungen und, als aktiver Beitrag zum 
Umweltschutz, zu einer entsprechenden Verringerung des Schadstoffaus- 
stoßes. 

Im Rahmen des von EUROCONTROL gesteuerten Programmes zur 
Harmonisierung und Integration der europäischen Flugsicherungen 
(EATCHIP - European Air Traffic Control Harmonisation and Integration 
Program) wurde das Projekt „Flexible Use of Airspace” entwickelt, um 
damit eine bessere Ausnutzung des verfügbaren Luftraums und direkte 
Streckenführungen zu gewährleisten. Die DFS Deutsche Flugsicherung 
GmbH betreibt seit dem 29. März 1996 einen Probebetrieb und übernimmt 
damit eine Vorreiterrolle im gesamten europäischen Raum. 

Es werden selbstverständlich im nationalen wie im internationalen Raum 
sämtliche Ansätze geprüft, die zu einer weiteren Reduzierung des Treib- 
stoffverbrauchs führen können. 
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32. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 14. August 1996 

Kraft Gesetzes ist der Fahrweg der Deutschen Bahn AG (DB AG) mit dem 
Tag ihrer Eintragung in das Handelsregister in ihr Eigentum übergegan- 
gen. Daher ist es der unternehmerischen Entscheidung des Vorstandes 
der DB AG, dem auch die Verantwortung für die Betriebssicherheit obliegt 
(§ 4 Abs. 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes), Vorbehalten, ob und in- 
wieweit entbehrliche Schienen erneut in schwächer belasteten Gleisen 
Verwendung finden. Der Bundesregierung hegen hierüber keine Er- 
kenntnisse vor. Es ist nach den Erfahrungen allerdings davon auszugehen, 
daß Schienen aus stillgelegten Strecken, die im Rahmen einer Stufenwirt- 
schaft vielfach bereits zuvor an anderer Stelle eingebaut waren, allenfalls 
noch in sehr untergeordneten Gleisen verwendet werden könnten. 


Sind Schienen, die aufgrund der Veränderungen 
bei der Bahn voraussichtlich nicht mehr benötigt 
werden, bei Ausbau des Schienennetzes an ande- 
rer Stelle verwendbar, und welche Erkenntnisse 
hat die Bundesregierung mit Blick auf ihre Ver- 
antwortung für den Ausbau des Schienennetzes 
über die Anzahl der Kilometer stillgelegter Schie- 
nen in den einzelnen Bundesländern, die ggf. für 
den Ausbau des Netzes wiederverwendet wer- 
den könnten? 


Wie ist die Haltung der Bundesregierung zu dem 
im erwähnten SPIEGEL-Artikel erhobenen Vor- 
wurf der „Scheinfinanzierung", und welches ist 
der aktuelle Stand der Verhandlungen zwischen 
der beteihgten Industrie und dem Bund hinsicht- 
lich der Finanzierung des gesamten Transrapid- 
Projektes? 

Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 14. August 1996 

Nach dem aktuellen Zeitplan wird ein geeigneter Streckenabschnitt für 
das Zulassungsverfahren des Transrapid nicht vor dem Jahre 2001 zur 
Verfügung stehen. Deshalb hat die Industrie vorgeschlagen, wesentliche 
Teile der Zulassungsaktivitäten statt auf der Neubaustrecke bereits vorher 
auf der Teststrecke im Emsland durchzuführen. Dazu muß die Teststrecke 
weiterbetrieben und auf den technischen Stand gebracht werden, der spä- 
ter auf der Neubaustrecke zum Einsatz kommen soll. Das Bundesministe- 
rium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie ist bereit, sich 
daran mit einem Betrag von 200 Mio. DM zu beteiligen. Ober die Gesamt- 
finanzierung wird z. Z. verhandelt. 

Für den Bau der Transrapid-Anwendungsstrecke hat das Bundeskabinett 
am 2. März 1994 einen Beschluß gefaßt, der ein Konzept für die Finanzie- 
rung und den privatwirtschafthchen Betrieb enthält und welches weiter- 
hin unverändert gültig ist. Zur Zeit wird mit der Industrie über die Umset- 
zung des Konzeptes in einen umfassenden Projektrahmenvertrag - hierzu 
gehört auch eine eindeutige Abgrenzung der von beiden Vertragsparteien 
zu tragenden Risiken - verhandelt. Aktuelles Ergebnis der bisherigen 
Verhandlungen ist eine Einigung zu verschiedenen Eckpunkten, die spä- 
ter in den Projektrahmenvertrag einfließen sollen. 


33. Abgeordneter 

Hans Georg 
Wagner 

(SPD) 
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34. Abgeordneter 

Hans Georg 
Wagner 

(SPD) 


Worauf stützt sich die Zusage des Bundes gegen- 
über der Industrie, „(. . .) der Staat werde bei 
einem Fehlschlag die Planungskosten erstatten, 
die nach einem noch zu bestimmenden ,Tag X' 
anfielen" (vgl. DER SPIEGEL 31/1996); nach wel- 
chen Kriterien soll dieser „Tag X" bestimmt wer- 
den? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 14. August 1996 

Entsprechend dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 2. März 1994 
wurde zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen die 
„Magnetschnellbahn-Planungsgesellschaft mbH (MPG)" gegründet, an 
deren Finanzierung die Industrie und der Bund mit je 50 % beteüigt sind. 
Bei dem zu erwartenden positiven Verlauf der Realisierung des Projektes 
bleibt es uneingeschränkt bei der hälftigen Teilung der Planungskosten 
zwischen Bund und Industrie. 

Zwischen Industrie und Bund wird derzeit auch darüber nachgedacht, wie 
mit den Planungskosten zu verfahren wäre, die nach dem im Rahmen der 
Verhandlungen festgelegten Stichtag 31. März 1997 anfallen. 


35. Abgeordneter Zu Lasten welcher Einzelpläne soll eine derartige 

Hans Georg Erstattung erfolgen? 

Wagner 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 14. August 1996 

Der Bundesanteil der über die „Magnetschnellbahn-Planungsgesellschaft 
mbH (MPG) " aufgewandten Planungskosten wird nach dem Beschluß des 
Bundeskabinetts vom 2. März 1994 zu gleichen Teilen aus dem Haushalt 
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech- 
nologie und dem Haushalt des Bundesministeriums für Verkehr erbracht. 
Zu Lasten dieser Einzelpläne würde insoweit im Falle eines evtl. Projekt- 
abbruchs aufgrund veränderter politischer Rahmenbedingungen eine Er- 
stattung der ab dem genannten Zeitpunkt angefallenen Planungskosten 
erfolgen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


36. Abgeordnete 

Dr. Liesel 
Hartenstein 

(SPD) 


Wie hat sich nach Erkenntnissen der Bundes- 
regierung der Anteil der in Einweggetränke- 
dosen abgesetzten Biermengen im Jahre 1995 
und im ersten Halbjahr 1996 entwickelt? 
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Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 8. August 1996 

Die Erhebung der Mehrweganteile für das Jahr 1995 ist von der Bundes- 
regierung über das Umweltbundesamt an die Gesellschaft für Verpak- 
kungsmarktforschung (GVM), Wiesbaden, vergeben worden. Mit Ergeb- 
nissen ist aufgrund von Problemen bei der statistischen Erhebung erst im 
Herbst d. J. zu rechnen. Anhand von Untersuchungsergebnissen eines 
Unterauftragnehmers der GVM, die der Bundesregierung im Vorgriff auf 
die endgültige Studie zur Verfügung gestellt worden sind, aber nur einen 
Teil der Gesamtuntersuchung abdecken, ist davon auszugehen, daß in 
1995 ein Anstieg der in Getränkedosen abgesetzten Biermenge zu ver- 
zeichnen gewesen ist. 


37. Abgeordnete 

Dr. Liesel 
Hartenstein 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
zur Beendigung der sich weiter beschleunigen- 
den Markt durchdringung von Einweggetränke - 
dosen, vor allem im Bierbereich, die - auch nach 
Angaben der Bundesregierung - abfallpohtisch 
unerwünscht ist und zu einem schleichenden 
Sterben von klein- und mittelständischen Braue- 
reien führt, konsequente und zielgerichtete Maß- 
nahmen ergriffen werden müssen? 


Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 8. August 1996 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU) ist auch weiterhin bemüht, ökologisch vorteilhafte Getränkever- 
packungen, wie sie Mehrwegflaschen bei Bier darstellen, zu fördern. Aus- 
schlaggebend sind für das BMU jedoch allein ökologische Gründe. In der 
geplanten Novelle zur Verpackungs Verordnung soll daher auch der 
Schutz ökologisch vorteilhafter Mehrwegsysteme beibehalten werden. 
Darüber hinaus wird geprüft, ob durch andere Instrumentarien eine Ver- 
besserung des Schutzes ökologisch vorteilhafter Getränkeverpackungen 
erreicht werden kann. 


38. Abgeordnete 

Dr. Liesel 
Hartenstein 

(SPD) 


Hat das vom BMU vergebene Forschungsvorha- 
ben zur Prüfung von praktikablen Instrumenten 
zur Förderung von ökologisch vorteilhaften Ge- 
tränkeverpackungen sowie die Arbeit des die 
Untersuchung begleitenden Arbeitskreises unter 
Beteüigung der Länder und der Wirtschaft zu 
konkreten Ergebnissen und Handlungsempfeh- 
lungen geführt? 


Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 8. August 1996 

Die vom BMU initiierten Arbeiten bei der Instrumentensuche für die För- 
derung von ökologisch vorteilhaften Getränke Verpackungen sind derzeit 
noch nicht abgeschlossen. Konkrete Ergebnisse und Handlungsempfeh- 
lungen liegen demzufolge noch nicht vor. 
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39. Abgeordnete 

Dr. Liesel 
Hartenstein 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Festlegung von 
spezifischen Mehrwegquoten für die einzelnen 
Getränke arten vor dem Hintergrund ihrer in der 
Mitteilung an die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften vom 29. April 1996 für den 
Bereich Bier gemachten Aussage, „daß in minde- 
stens 90% aller Fälle die Abfüllung in Mehrweg- 
verpackungen zu einer signifikanten Entlastung 
der Umwelt führt", nicht für geeigneter zur Stüt- 
zung des hier traditionell gut ausgebauten Mehr- 
wegsystems als die pauschale Mehiwegschutz- 
quote von 72%, und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 8. August 1996 

Die Mehrwegschutzregelungen in der Verpackungsverordnung haben 
bislang die beabsichtigte Wirkung erzielt. So konnte der Mehrweganteil 
gegenüber 1991, dem Jahr des Inkrafttretens der Verpackungsverord- 
nung, bis zum Jahre 1994 von 71,69 % auf 72,65 % gesteigert werden. Es 
ist daher grundsätzlich eine Beibehaltung der bisherigen Regelungen vor- 
gesehen. Die in der Fragestellung enthaltene Anregung einer getränke- 
spezifischen Betrachtung wird mit der beabsichtigten Novellierung aufge- 
griffen. So soll künftig ein Widerruf der Befreiung von der Rücknahme- 
und Pfandpflicht auf die Getränkebereiche beschränkt werden können, 
bei denen der Mehrweganteil unter den Referenzstand des Jahres 1991 
gefallen ist. 


40. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung seit der 
Beantwortung meiner Frage 71 in Drucksache 
13/3777 am 8. Februar 1996 unternommen, um 
die von ihr angekündigten drei „Elektronik- 
schrottverordnungen" zu realisieren, und welche 
Zeitplanung hat die Bundesregierung für die Klä- 
rung ggf. noch offener Fragen bis zum Erlaß der 
genannten Verordnungen? 


Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 8. August 1996 

Das BMU hat am 26. März 1996 die Anhörung der beteiligten Kreise zum 
Entwurf der Verordnung über die Entsorgung von Geräten der Informa- 
tionstechnik (IT-Geräte- Verordnung) durchgeführt. 

Danach haben Gespräche mit der AG CYCLE, den kommunalen Spitzen- 
verbänden und dem Bundesministerium für Wirtschaft stattgefunden. 

Dabei konnten vor allem die zwischen den Beteihgten bestehenden die 
Sammellogistik betreffenden Streitpunkte teilweise ausgeräumt werden. 

Die kommunalen Spitzenverbände werden zu den einzelnen Diskussions- 
punkten erst nach den Sitzungen der Präsidien im November 1996 eine 
endgültige Stellungnahme abgeben. 

Der ZVEI hat inzwischen sein Konzept zur Rücknahme und Entsorgung 
von Elektro-Haushalts-Großgeräten (Weiße Ware) übergeben. Darin wird 
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der abfallpohtische Grundgedanke einer Internalisierung der Entsor- 
gungskosten in den Verkaufspreis abgelehnt. Die Industrie akzeptiert je- 
doch ihre Verantwortung für eine ordnungsgemäße Sammlung und Ver- 
wertung der Geräte und Beseitigung der nicht verwertbaren Abfälle. 

Die unterschiedlichen Haltungen der Vertreter der Industriebereiche, 
aber auch die verzögernde Position der kommunalen Spitzenverbände 
erschweren die Konsensfindung. 

Es wird deutüch, daß die Umsetzung der Produktverantwortung für Elek- 
trogeräte nur schrittweise vollzogen werden kann. Für IT-Geräte und 
Großgeräte der Haushaltstechnik werden die Bemühungen zur Vorlage 
abfalltechnischer Regelungen weitergeführt. 

Im Bereich der „Braunen Ware" zeichnet sich noch keine Lösung ab. 
Hierzu werden weiterhin Gespräche mit den Fachverbänden geführt. 


41. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung die Empfehlung der 
Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und 
der Umwelt" aus der 12. Legislaturperiode, die 
Benzolkonzentration im Ottokraftstoff auf maxi- 
mal 1 % zu senken, im Interesse der Gesundheit 
der Bevölkerung umsetzen, und ist der Bundes- 
regierung bekannt, daß die meisten Raffinerien 
(mit Ausnahme der Hydroskimming Raffinerien, 
die eine einfache strukturierte Verarbeitung 
haben) ohne große Umstellungen benzolarmes 
Benzin anbieten können? 


Antwort des Staatssekretärs Erhard Jauck 
vom 9. August 1996 

Mit der Einführung unverbleiter Ottokraftstoffe ab 1985 waren auch Än- 
derungen beim Komponentenmix des Kraftstoffs erforderlich, um den 
Verlust an Klopffestigkeit zu kompensieren. Der Benzolgehalt wurde auf 
max. 5 Vol.-% begrenzt. Dieser heute noch gültige EU-Grenzwert wird al- 
lerdings in Deutschland nicht ausgeschöpft. Augrund der heutigen Raffi- 
nationstechnik kann der Benzolgehalt im Marktdurchschnitt auf einem 
Niveau von etwa 2 Vol.-% gehalten werden. 

Mit der Einführung der hochoktanigen Qualität „Super plus" im Jahre 
1989 und der Selbstverpflichtung der deutschen Mineralöl Wirtschaft, die- 
ses nur mit einem Benzolgehalt von max. 1 Vol.-% anzubieten, steht seit 
1995 ein benzolarmer Kraftstoff zur Verfügung. Die Zielgruppe, bei der 
sich diese Absenkung besonders positiv bemerkbar macht, sind ältere 
Fahrzeuge ohne Katalysator. Bei ihnen geht der relativ hohe Benzolanteil 
im Abgas stärker zurück als bei Fahrzeugen, die aufgrund des Katalysa- 
tors mit dem Abgas eine deuthch geringere Benzolmenge emittieren. 

Die Untersuchungen mit Ottokraftstoff haben gezeigt, daß verminderte 
Benzol-, Aromaten- und Schwefelgehalte sowie eine Verringerung der 
oberen Siede Charakteristik und des Dampfdruckes zu deutlich geringeren 
Emissionen an Benzol, Kohlenwasserstoffen und Kohlenmonoxid führen. 
Daher drängt die Bundesregierung die EU auf die Herabsetzung des Ben- 
zolgehalts auf max. 1 VoL-% bei gleichzeitiger Begrenzung des Aroma- 
tengehaltes auf 30 VoL-%. Damit ließen sich die Benzolemissionen um 
weitere 40 % reduzieren. Derzeit sind nach Kenntnis der Bundes- 
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regierung nur wenige Raffinerien in der Lage, benzolarmen Ottokraftstoff 
herzustellen. Die Umstellung auf benzolarmen Kraftstoff bedingt eine 
Veränderung der Raffinerie Struktur und Verfahrensweise und erfordert 
daher eine umfangreiche Technologieumstellung. 

Die EU-Kommission hat am 18. Juni 1996 Richthnienvorschläge für die 
zukünftigen Qualitätsanforderungen an Ottokraftstoff und Diesel (ab dem 
Jahre 2000) verabschiedet. Die Vorschläge der EU-Kommission zur Kraft- 
stoffqualität bleiben aber deutlich hinter den deutschen Vorstellungen 
zurück. Die Qualitäten sind nicht wesentlich besser als die durchschnitt- 
liche Qualität am deutschen Markt mit 2 Vol.-% Benzol. Die Kommission 
sieht zwar die Möghchkeit vor, daß die Mitghedstaaten in belasteten Ge- 
bieten sog. City- Kraftstoffe einführen können. Diese besseren Kraftstoffe 
werden jedoch nicht näher spezifiziert. Dies wäre Angelegenheit der Mit- 
gliedstaaten. Die mögliche steuerliche Förderung bedarf nach geltendem 
Recht nach Artikel 8 Abs. 4 der EU- Richtlinie 9 2/81 /EWG aber einer ein- 
stimmigen Entscheidung des EU- Rates. Die Bundesregierung wird sich 
weiterhin bei der EU mit Nachdruck für eine Herabsetzung des Benzolge- 
halts auf 1 Vol.-% einsetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


42. Abgeordneter 

Robert 

Leidinger 

(SPD) 


43. Abgeordneter 

Robert 

Leidinger 

(SPD) 


Von welcher Zahl betroffener Beamter, Ange- 
stellter und sonstiger Mitarbeiter, deren Dienst- 
stellen im Rahmen des Umzugs von Regierung 
und Parlament von Bonn nach Berlin verlegt wer- 
den, geht die Bundesregierung insgesamt aus, 
und wie viele davon werden nach Planungen der 
Bundesregierung tatsächlich umziehen? 

Wie viele Beamte und Angestellte anderer Behör- 
den und Verwaltungseinrichtungen, die im Rah- 
men des Umzugs von Berlin ausgelagert werden, 
sind von den Umzugsmaßnahmen betroffen, und 
wie viele werden tatsächlich umziehen? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 9. August 1996 

Durch die Verlagerung des Parlaments und von Teilen der Bundesregie- 
rung nach Berlin sowie den als Ausgleich nach Bonn vorgesehenen Verla- 
gerungen werden zum Zeitpunkt des Umzugs nach derzeitigem Stand rd. 
18 500 Arbeitsplätze betroffen sein. 

Nach der Personalwirtschaftlichen Gesamtkonzeption der Bundesregie- 
rung soll die Zahl der tatsächlich vom Umzug betroffenen Personen deut- 
lich kleiner gehalten werden als die Zahl der zu verlagernden Arbeits- 
plätze. Die entsprechenden personellen Einzelkonkretisierungen der Res- 
sorts sind z. Z. noch nicht abgeschlossen. Der augenblickliche Stand der 
Festlegungen läßt insofern eine verbindliche Aussage zur Zahl der tat- 
sächlich Umziehenden noch nicht zu. 
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Hinsichtüch des Sachstandes der vom Beschluß der Unabhängigen Föde- 
ralismuskommission vom 27. Mai 1992 betroffenen Einrichtungen, die von 
Berlin in die neuen Bundesländer verlagert werden, wird auf die Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 23. 
Januar 1996 (Drucksache 13/3557) Bezug genommen. 


44. Abgeordneter Wie hoch sind die erwarteten Umzugskosten pro 

Robert Familie, und welche Kosten entstehen für soziale 

Leidinger Ausgleichsmaßnahmen, wie die Bereitstellung 

(SPD) von Wohnraum, Kindergartenplätzen, Kinderta- 

gesstätten, Trennungsgelder, Wochenendheim- 
flüge etc.? 

Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 9. August 1996 

Die geschätzten Kosten für die Wohnungsversorgung und die Dienstrecht- 
üchen Begleitmaßnahmen ergeben sich aus den Nummern 4.6 und 10 der 
Anlage zum Vorblatt des Berlin/Bonn-Gesetzes (Drucksache 12/6614). Im 
Hinbhck auf das erklärte Ziel der Bundesregierung, die Zahl der tatsäch- 
hch Umziehenden klein zu halten, ist zu erwarten, daß die hier angesetz- 
ten Kosten unterschritten werden können. 


45. Abgeordneter Wie hoch sind die veranschlagten Baukosten, 

Hans umgerechnet pro Arbeitsplatz eines Mitarbei- 

Wallow ters/einer Mitarbeiterin bei dem in Berlin geplan- 

(SPD) ten Neubau des Bundespräsidialamtes, und wie 

stellt sich diese Relation beim Neubau der Oberfi- 
nanzdirektion in Magdeburg dar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 11. Juli 1996 

Die Frage zum Neubau des Bundespräsidialamtes betrifft ein anderes Ver- 
fassungsorgan, sie wurde daher an den Chef des Bundespräsidialamtes 
übermittelt. Dieser hat mitgeteilt, daß er unmittelbar antworten wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


46. Abgeordneter 

Wilhelm 

Schmidt 

(Salzgitter) 

(SPD) 


Ist die Bundesregienmg bereit und in der Lage, 
den tatsächlichen Umfang der im Bundesgebiet 
fehlenden Ausbildungsplätze im dualen System 
offenzulegen und klarzustellen, nachdem Bun- 
desminister Dr. Jürgen Rüttgers von 43000 feh- 
lenden Ausbildungsplätzen, der Präsident der 
Bundesanstalt für Arbeit jedoch von 182 000 feh- 
lenden Ausbildungsplätzen gesprochen haben? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Jürgen Rüttgers 
vom 15. August 1996 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit (BA) hat am 6. August 1996 be- 
richtet, daß in der Geschäftsstatistik der Berufsberatung der Arbeitsämter 
noch rd. 182000 Bewerber und Bewerberinnen als noch nicht vermittelt 
registriert sind. Diese Zahl ist nicht identisch mit der Zahl der noch fehlen- 
den Ausbildungsplätze, wie in einigen Presseveröffenthchungen mißver- 
ständlich dargestellt wurde. Vielmehr hat Präsident Bernhard Jagoda An- 
fang Juni eine möghche Ausbildungsplatzlücke in den neuen Ländern von 
25 000 Plätzen prognostiziert und von zunehmenden Schwierigkeiten der 
ausbildungsplatzsuchenden Jugendhchen in den alten Ländern gespro- 
chen. 

Die Mitteilung des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie (BMBF) ergibt sich aus der Gegenüberstellung 
der voraussichtlichen Ausbildungsplatznachfrage mit den bei den Ar- 
beitsämtern Ende Juli 1996 gemeldeten Ausbildungsstellen sowie den in 
den neuen Ländern bereitgestellten öffentlich finanzierten Ausbildungs- 
plätzen (nach § 40 c Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes [AFG] und nach 
dem Aktionsprogramm „Lehrstellen Ost"). 

Die Grundlagen der gesetzlich vorgeschriebenen Nachfragevorausschät- 
zung des BMBF (nach § 3 Abs. 2 BerBiFG) sind im Berufsbildungsbericht 
1996 (Drucksache 13/4555 vom 8. Mai 1996) dargelegt. Die mit Gewerk- 
schaften und Arbeitgebern in mehreren Gesprächen ab gestimmte Vor- 
ausschätzung für 1996 geht im Ergebnis davon aus, daß rd. 70 % eines Al- 
tersjahrganges eine Ausbildung im dualen System nachfragen. 

Für 1996 wird danach die Ausbildungsplatznachfrage in ganz Deutsch- 
land auf 620000 Jugendhche geschätzt. In den alten Ländern werden 
480000, in den neuen Ländern 140000 Ausbildungsstellen gebraucht. Die 
Vorausschätzung des BMBF stimmte in den vergangenen Jahren stets 
relativ genau mit der tatsächhchen Nachfrage überein (bis zum 30. Sep- 
tember abgeschlossene Ausbildungsverträge plus am 30. September 1996 
bei der B A noch als unvermittelt registrierte Bewerber) . 

Der BA wurden in den neuen Ländern bis Ende Juh rd. 87 500 betriebliche 
Ausbildungsplätze gemeldet, in den alten Ländern rd. 465000. Dazu müs- 
sen in den neuen Ländern noch rd. 10000 außerbetriebhche Ausbildungs- 
stellen, die nach dem AFG finanziert werden können, sowie 14 300 Ausbil- 
dungsstellen des Aktionsprogrammes „Lehrstellen Ost" 1996 gerechnet 
werden. Insgesamt betrug somit Ende Juli das von der BA statistisch er- 
faßte sowie das öffentlich bereitgestellte Ausbildungsplatzangebot in den 
neuen Ländern rd. 1 1 2 000 Plätze ; in ganz Deutschland rd. 577 000. Daraus 
ergibt sich Ende Juli eine rechnerische Differenz zwischen Nachfrage und 
statistisch nachgewiesenem sowie öffentlich bereitgestelltem Angebot 
von rd. 43 000 Ausbildungsplätzen. 

Bei dieser Einschätzung auf der Grundlage des bis zum 31. Juli nachweis- 
baren Stellenangebots bleibt unberücksichtigt, daß nicht unwesenthche 
Teile des betriebhchen Ausbildungsstellenangebotes den Arbeitsämtern 
nicht gemeldet und ohne die Einschaltung der Berufsberatung besetzt 
werden. 

Unter anderem deshalb sinkt zwischen Juli und September die stets hohe 
Anzahl der bei den Arbeitsämtern noch als unvermittelt registrierten Be- 
werber immer erheblich. 1995 sank diese Zahl in ganz Deutschland von 
165000 am 31. Juh auf 25000 am 30. September (knapp 19400 in den alten 
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und gut 5600 in den neuen Ländern). In den alten Ländern waren zu die- 
sem Zeitpunkt allerdings noch mehr als 43200 gemeldete Ausbildungs- 
plätze unbesetzt, in den neuen Ländern waren neben knapp 1 000 als un- 
besetzt gemeldeten betrieblichen Plätzen auch rd. 5400 Plätze aus dem 
Kontingent der Gemeinschaftsinitiative Ost 1995 noch nicht genutzt. 

Die Bundesre0erung hält deshalb ständig wechselnde Spekulationen 
über rechnerische Ausbildungsplatzlücken, die sich allein an den bei der 
BA in den Monaten vor Ende September noch registrierten unvermittelten 
Bewerbern orientieren, für unverantwortlich. 

Sie ist sich aber mit dem Präsidenten der BA, den Spitzenverbänden der 
Wirtschaft und den Gewerkschaften darin einig, daß noch erhebliche An- 
strengungen der Wirtschaft notwendig sind, um auch in diesem Jahr einen 
Ausgleich von Angebot und Nachfrage am Lehrstellenmarkt zu erreichen. 


47. Abgeordneter 

Hans Georg 
Wagner 

(SPD) 


Welche konkreten Auswirkungen wird die Strei- 
chung der Mittel für die konventionelle Bahn- 
forschung durch das Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo- 
gie - vgl. DER SPIEGEL 31/1996, „Rauschende 
Millionen" - zugunsten der Entwicklung des 
Transrapid zur Serienreife (Finanzierung des 
Transrapid-Testprojektes im Emsland) auf die 
bereits laufenden oder für 1997/98 schon geplan- 
ten Forschungsprojekte haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 7. August 1996 

Der Haushalt BMBF setzt deutliche Akzente. Er ist das Spiegelbild einer 
Pohtik, die monetäre und nicht-monetäre Instrumente in ein optimiertes 
Verhältnis bringen will. Das erfordert auch ein Umdenken in der Ver- 
kehrsforschung: Isoherte Technik-Projekte werden abgelöst durch inte- 
grierte Ansätze zur Sicherung der Mobilität der Zukunft. In den Verkehrs- 
forschungstiteln sind für den neuen Förderbereich Mobihtätsforschung 
und die Aktivitäten zum Transrapid jährlich etwa 170 Mio. DM vorgese- 
hen. 

Die wesenthchen Projekte für den Personenfernverkehr mit der Eisen- 
bahn laufen derzeit aus. Die für 1997 und die Folgejahre vorgeschlagenen 
Arbeiten leisten entweder keine signifikanten Beiträge zu den Zielen der 
Mobilitätsforschung oder sind so angelegt, daß sie ohnehin von der Indu- 
strie selbst zu finanzieren wären. 


Bonn, den 16. August 1996 
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